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Vorwort

Vorwort

„Demokratie ist die einzige Staatsform, die gelernt werden muss“. So brachte der Sozial-
philosoph und politische Bildner Oskar Negt pointiert auf den Punkt, dass die anspruchs-
volle Idee der kollektiven Selbstregierung auf eine demokratische Kultur angewiesen 
ist, in der wir als Bürger*innen wechselseitige Anerkennung als Freie und Gleiche prak-
tizieren, erfahren, aber auch einüben können. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des 
nationalsozialistischen Terrors sieht das Grundgesetz deswegen die staatliche Pflicht 
zur Stärkung einer demokratischen Zivilgesellschaft vor. Der zugrundeliegende Gedanke: 
Ohne Möglichkeiten der Mitbestimmung sowie Räumen des angstfreien Austauschs und 
Lernens, der kritischen (Selbst-)Befragung von Macht- und Herrschaftsverhältnissen, 
fehlt der Demokratie Entscheidendes.

Unstrittig sollte eigentlich sein, dass der unabhängigen politischen Bildung hierbei eine 
herausragende Rolle zukommt. Wie fragil aber dieser Konsens ist, zeigt das zähe Ringen 
um das seit Langem geplante Demokratiefördergesetz, dessen Verabschiedung derzeit am 
Widerstand der FDP scheitert. Deren stellvertretender Bundesvorsitzende Wolfgang Kubicki 
ging im Interview mit der Welt am Sonntag kürzlich so weit, das größte Förderprogramm auf 
Bundesebene – „Demokratie leben“ – gänzlich in Frage zu stellen. Die Mittel, die Kubicki 
zufolge im Programm „völlig sinnlos ausgegeben“ würden, sollten lieber in die innere 
Sicher heit investiert werden. Ein Gedankenspiel, das aufschreckt – aufgrund des autoritä-
ren Geistes, den es atmet, und der Logik des Verdachts gegenüber zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, der es sich bedient. Beides spielt der politischen Rechten in die Karten, 
die aktiv daran arbeitet, demokratische Räume einzuengen. Seit Langem fokussiert sie sich 
auch auf Institutionen der politischen Bildung und setzt immer häufiger auf Gewalt.   

Welche Ausmaße haben diese Angriffe auf die politische Bildung? Durch welche Kon-
fliktdynamiken sind sie bedingt? Und wie werden sie von den Betroffenen erlebt? Diesen 
Fragen wenden sich die Sozialforscher*innen Thomas Laux (TU Chemnitz) und Teresa 
Lindenauer (TU Dresden) mit einem Fokus auf Sachsen zu.

Die Ergebnisse der Umfrage unter 134 politischen Bildner*innen und weiterer zehn qua-
litativen Interviews verdienen große Aufmerksamkeit: Mehr als zwei Drittel der Befragten 
berichten von gezielten Störungen und Behinderungen ihrer Arbeit durch rechte Akteure, 
über 40 Prozent haben mindestens gelegentlich schon Beleidigungen im persönlichen 
Gespräch, am Telefon oder per E-Mail erlebt. Die Interviews zeigen weit verbreitete Gefühle 
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von Verunsicherung und Bedrohung, die eng mit der derzeitigen Stärke der AfD und der 
prekären Finanzierungsstruktur der eigenen Arbeit verbunden sind. So nutzt die AfD die 
derzeitige Projektfinanzierung für die außerschulische politische Bildung – die durch eine 
auf wenige Jahre begrenzte und von politischen Konjunkturen abhängige Fördermittelver-
gabe geprägt ist – immer wieder als Hebel, um Bildungsträger unter Druck zu setzen. 

Ein besonderes Augenmerk legt das Autor*innenteam auf die Rahmenbedingungen 
der Angriffe auf die politische Bildung. Deutlich wird, dass rechte Akteure Störungen, Be-
leidigungen und Bedrohungen vor allem in zweierlei Hinsicht nutzen: An Orten, in denen 
Institutionen der politischen Bildung lokal (noch) stark verankert sind und die menschen-
feindlichen Einstellungen der Rechten (bisher) nur schwachen Widerhall in der Bevöl-
kerung finden, geht es ihnen primär um die interne Integration und Radikalisierung der 
„eigenen Leute“ durch offensive Aktionen. Gibt es in der lokalen Bevölkerung hingegen 
bereits eine gewisse Gleichgültigkeit gegenüber den Gefahren des Rechtsextremismus, 
verändert sich die Stoßrichtung. Angriffe auf Aktive der politischen Bildungsarbeit sollen 
diese Stützen der demokratischen Kultur dann einschüchtern und zurückdrängen – wobei 
meist die außerschulische politische Bildung ins Visier genommen wird. 

Die Angriffe auf die politische Bildung bleiben keine Einzelfälle. Vielmehr folgen sie 
einer klaren Strategie mit eindeutiger Botschaft: Wer sich für die Demokratie einsetzt, lebt 
gefährlich. Einerseits zeigen die Ergebnisse die Wirkung dieser Botschaft. Die erlebten 
Störungen oder Bedrohungen prägen über den Berufsalltag hinaus bereits die private 
Lebensführung der betroffenen Personen. Doch andererseits haben die zahlreichen von 
lokalen Initiativen initiierten Demonstrationen gegen die Remigrationspläne des organi-
sierten Rechtsextremismus eine deutliche Antwort gegeben: Wir lassen uns die öffent-
lichen Räume nicht nehmen. Nicht in einer immer restriktiveren „Law and Order“-Politik 
liegt somit die Lösung, sondern in der Stärkung der (lokalen) Stiftungen, Vereine, Bewe-
gungen und Gruppen, die Menschen solidarisch miteinander verbinden, Mut stiften und 
der autoritären Beschleunigung demokratische Visionen entgegensetzen. Sollen die zu 
hörenden Stimmen über die Stärkung der Demokratie nicht nur leere Worthülsen bleiben, 
ist es dringend an der Zeit, die Förderprogramme für eine lebendige Zivilgesellschaft aus-
zubauen, zu verstetigen und so für mehr (Planungs-)Sicherheit zu sorgen.

Jupp Legrand      
Geschäftsführer der OBS                     Frankfurt am Main, im Juni 2024 
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1 Einleitung

Zu Beginn des Jahres 2024, so scheint es, hat 
sich in Deutschland ein in seiner Qualität neues 
Problembewusstsein in Gesellschaft und Politik 
gegenüber den Phänomenen des Rechtsextre-
mismus und Rechtspopulismus etabliert. Aus-
gelöst von der Berichterstattung über ein Treffen 
in Potsdam im November 2023 von Politiker*in-
nen der Alternative für Deutschland (AfD) mit 
Rechtsextremist*innen, Mitgliedern der Identi-
tären Bewegung, der Werteunion sowie weiteren 
Unterstützer*innen, in dem unter anderem Maß-
nahmen zur gezielten Vertreibung von Millionen 
von Menschen aus Deutschland diskutiert wurde 
(Correctiv 2024), waren im Januar und Februar 
große Proteste gegen Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus im Allgemeinen und die AfD 
im Besonderen deutschlandweit zu beobachten 
(Taz 2024).1

Die Bedrohung der freiheitlich demokratischen 
Grundordnung und des gesellschaftlichen Plu-
ralismus durch die extreme Rechte ist keines-
wegs neu. Man denke etwa an die rechtsextre-
men Ausschreitungen in Hoyerswerda (1991) und 
Rostock-Lichtenhagen (1992), die Wahlerfolge 
der NPD in Sachsen (2004 und 2009), die Auf-
deckung der rechtsterroristischen Morde des 

„Nationalsozialistischen Untergrunds“ (2011) 
oder die rechtsterroristischen Anschläge in Mün-
chen (2016), Halle (2019) und Hanau (2020). Vor 
diesem Hintergrund formierte sich in Deutsch-
land im letzten Jahrzehnt eine Bewegung des 
„autoritären Nationalradikalismus“ (Heitmeyer 
2018a: 117–118), die Organisationen und Grup-
pen des Rechtsextremismus und des Rechts-
populismus verbindet und sich in der sogenann-
ten gesellschaftlichen Mitte institutionalisierte. 
Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass sich die 
AfD im deutschen Parlamentarismus etabliert 
hat oder das Rechtsextremist*innen und Rechts-
populist*innen zunehmend in der organisierten 
Zivilgesellschaft (zum Beispiel in Gewerkschaf-
ten, freiwilligen Feuerwehren oder Kirchen) aktiv 
sind (Dörre et al. 2018; Schroeder et al. 2022: 
273–289). 

Der Aufstieg der Bewegung des autoritären 
Nationalradikalismus führte (bislang) zu keiner 
Spaltung der Gesellschaft (Mau et al. 2023), 
aber rechtsextreme und rechtspopulistische 
Einstellungen lassen sich zunehmend in den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Milieus 
sowie Schichten finden und prägen damit ver-
mehrt politische und gesellschaftliche Diskurse 

1 Die aktuelle Mitte-Studie 2022/23 ermittelt, dass 38,7 Prozent der Deutschen die Demokratie als „gefährdet“ an-
sehen (Küpper et al. 2023: 106). 

Einleitung
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(Zick und Mokros 2023; Küpper et al. 2021: 111).2  
Dies geht in keiner Weise mit einer Mäßigung 
der Bewegung des autoritären Nationalradika-
lismus einher, wie etwa das oben erwähnte Tref-
fen in Potsdam zeigt. Vielmehr, so scheint es, 
radikalisieren sich die AfD3 und einzelne Milieus 
immer mehr (Decker et al. 2022: 86), was sich 
bereits an dem drastischen Anstieg rechtsex-
tremistischer Straftaten im Zuge der sogenann-
ten Flüchtlingskrise ab dem Jahr 2015 oder den 
massiven Mobilisierungen durch Rechtsextre-
mist*innen gegen die staatlichen Maßnahmen 
zur Eindämmung der Corona-Pandemie zeigte 
(Küpper et al. 2021: 76–77, 110–111). Auch sind 
(Lokal-)Politiker*innen zunehmend persön lichen 
Bedrohungen und Einschüchterungsversuchen 
ausgesetzt, etwa durch Fackelaufzüge vor ihren 
Wohnsitzen (Imbusch und Steg 2022; Küpper 
et al. 2021: 77–78). Letztere Entwicklung gipfel-
te im Mord an CDU- Politiker Walter Lübcke am 
2. Juni 2019 durch einen Rechtsextremisten. 

Die skizzierte zunehmende gesellschaftliche 
Durchdringung und anhaltende Radikalität des 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in 
Deutschland führt zu einer „Ausdifferenzierung 
und Dynamisierung rechter Bedrohungsallian-
zen“ (Heitmeyer et al. 2021: 266, Hervorhebung 
im Original). Demnach zeigen sich Gefährdungen 
vermehrt in unterschiedlichen Formen und sind 

zunehmend räumlich und sozial entgrenzt (Heit-
meyer et al. 2021: 24). Vor diesem Hintergrund 
nimmt die vorliegende Studie eine Gruppe in den 
Blick, die sich gemäß ihrem Selbstverständnis 
intensiv mit dem Problem des Rechtsextremis-
mus und des Rechtspopulismus beschäftigt und 
sich dauerhaft für die Demokratie engagiert: die 
Gruppe der Aktiven in der politischen Bildung. 

Die Fokussierung auf die politische Bildung 
hat zwei Gründe: Erstens sind Träger der poli-
tischen Bildungsarbeit als zivilgesellschaft-
liche Akteure wesentlich beteiligt an der (Re-)
Produktion einer demokratischen „politischen 
Kultur“ (Achour 2021: 312–313). So verfolgt die 
politische Bildung die Ziele, Menschen „zu be-
fähigen, ihre demokratischen Rechte und Pflich-
ten in der Gesellschaft wahrzunehmen und zu 
verteidigen, den Wert von Vielfalt zu schätzen 
und im demokratischen Leben eine aktive Rolle 
zu übernehmen, in der Absicht, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu fördern und zu bewahren“ 
(Europarat 2010: 7). Gemäß dessen ist sie von ei-
ner demokratisch-humanen Grundhaltung getra-
gen und deshalb nicht neutral gegenüber auto-
ritären, menschenfeindlichen und geschichts-
revisionistischen Aussagen (Schmitt 2020: 20). 
Zweitens stehen Akteure der politischen Bildung 
besonders im „Fadenkreuz“ der Bewegung des 
autoritären Nationalradikalismus. Da sie sich 

2 So ist für 22,9 Prozent laut der Mitte-Studie 2022/23 die AfD „eine Partei wie jede andere auch“ (Küpper et al. 2023: 
106). 

3 Gegenwärtig (Stand Mai 2024) werden drei Landesverbände der AfD – in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen – 
sowie ihre Jugendorganisation vom Verfassungsschutz als „erwiesene rechtsextremistische Bestrebung“ eingestuft 
(Amt für Verfassungsschutz beim Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 2022; Landesamt für Verfas-
sungsschutz Sachsen 2023a, 2023b; MDR Sachsen-Anhalt 2023).
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gegen weitere „Geländegewinne“ (Borstel und 
Luzar 2016) in den „Raumordnungskämpfe[n]“ 
(Heitmeyer et al. 2021: 195–201; vgl. Heitmeyer 
1999: 67–72) dieser Bewegung einsetzen, wird 
von Seiten des autoritären Nationalradikalismus 
versucht, die politische Bildung und ihre gesell-
schaftlichen Funktionen zu delegitimieren und 
ihre staatliche Finanzierung zu beenden (Achour 
2021: 328–329; Jugel und Lewerenz 2022; Som-
mer und Ratzmann 2022). 

Die sich hieraus entwickelnde Konfliktdynamik 
führt zu Gefährdungen von Aktiven in der poli-
tischen Bildung sowie zu Störungen ihrer Tä-
tigkeit (Jugel und Lewerenz 2022; Sommer und 
Ratzmann 2022). Unklar ist hierbei jedoch noch, 
welche Bedingungskonstellationen dafür ver-
antwortlich sind und wie die Betroffenen damit 
umgehen. Dies untersuchen wir anhand der 
Situa tion der politischen Bildung in Sachsen 
und gehen folgenden drei Fragen nach:    

1. Welche Gefährdungen bestehen für Aktive 
in der politischen Bildung und ihre Tätigkeit 
durch die Bewegung des autoritären National-
radikalismus?

2. Welche Bedingungskonstellationen bringen 
die Gefährdungen für Aktive in der politischen 
Bildung hervor?

3. Wie prägen erlebte Gefährdungen die Le-
bensführung der Aktiven in der politischen 
Bildung?

Die erste Frage zielt darauf ab, das Ausmaß so-
wie die Art der Gefährdungen von Aktiven in 
der politischen Bildung in Sachsen empirisch 
zu erfassen. Dies bildet die Grundlage, um die 
dafür relevanten sozialräumlichen und gesell-
schaftlichen Kontexte auf Ebene der Landkrei-
se zu ermitteln. Anschließend untersuchen wir, 
ob und, wenn ja, wie die Gefährdungen die 
Lebensführung von Aktiven in der politischen 
Bildung prägen.

Die Studie konzentriert sich auf Aktive in der 
politischen Bildung in Sachsen, weil dort „die 
gesellschaftliche und politische Bedeutung der 
Bewegung des autoritären Nationalradikalis-
mus […] als hoch […] einzuschätzen“ (Garsztecki 
et al. 2024a: 28) ist (siehe auch Garsztecki et al. 
2024a: 25–28). Sachsen ist dabei nicht reprä-
sentativ für Deutschland, sondern stellt vielmehr 
einen Fall dar, bei dem Gefährdungen von Akti-
ven in der politischen Bildung aufgrund der Stär-
ke der Bewegung des autoritären Nationalradi-
kalismus als eher wahrscheinlich anzunehmen 
sind (weiteres zur Fallauswahl in Abschnitt 3.1). 
Die Konzentration auf Sachsen erlaubt es, die 
lokalen Kontexte und die Unterschiede zwischen 
Landkreisen in den Analysen zu den Ursachen 
der Gefährdungen zu berücksichtigen und so 
möglichst kontextsensibel die Konflikte zwi-
schen Aktiven der politischen Bildung und der 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
zu untersuchen.  

Einleitung
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2 Theoretische Rahmung

2.1 Perspektive der Studie

Die Studie legt den Fokus auf Konflikte innerhalb 
der Zivilgesellschaft um die Geltung der Demo-
kratie als wesentlichen Teil der politischen Kultur 
zwischen Akteuren der politischen Bildung und 
der Bewegung des „autoritären Nationalradikalis-
mus“ (Heitmeyer 2018a: 117–118).4 Die Gefahren 
für Aktive in der politischen Bildung in Sachsen 
sowie Störungen ihrer Tätigkeit – das Ausmaß, die 
Ursachen sowie auch der Umgang damit – werden 
hinsichtlich der dafür relevanten Konfliktkonstel-
lationen und -Dynamiken in der Zivilgesellschaft 
untersucht. Die hier verwendete Perspektive stützt 
sich dazu auf Annahmen aus Zivilgesellschafts-
theorien (vor allem Alexander 2006; Alexander 
und Smith 1994), der Konfliktsoziologie (etwa 
Dahrendorf 1961; Tilly und Tarrow 2015) sowie der 
Forschung zur Ausbreitung und Institutionalisie-
rung des Rechtsextremismus (Borstel und Luzar 
2016; Heitmeyer 1999; Heitmeyer et al. 2021). 

Wir beziehen uns dabei nicht auf ein normati-
ves Verständnis von Zivilgesellschaft, das diese 

Sphäre primär „als Hort von Demokratie, Parti-
zipation, Emanzipation und gesellschaftlichem 
Zusammenhalt“ (Schroeder et al. 2022: 20) 
bzw. als Synonym für „eine Kultur der Zivilität, 
einschließlich der Hochschätzung von Toleranz, 
Selbstständigkeit und Leistung sowie die Be-
reitschaft zum individuellen und kollektiven En-
gagement über rein private Ziele hinaus“ (Kocka 
2001: 10) versteht (vgl. Habermas 1992: 435–467; 
Rucht 2009). Stattdessen geht unser Interesse an 
der Zivilgesellschaft darauf zurück, dass es sich 
um die zentrale gesellschaftliche Sphäre han-
delt, in der die kulturellen Grundlagen der Ge-
sellschaft, das heißt ihre Grenzen und Identität, 
und damit auch die politische Kultur beständig 
und zum Teil konflikthaft ausgehandelt werden 
(Alexander 2006: 31; Grande 2018: 52).5 Die Kon-
flikthaftigkeit dieser Prozesse ist das Ergebnis 
von (teilweise) widersprüchlichen Ansprüchen, 
Zielen und Interessen innerhalb der Gesellschaft, 
die sich in Form von gesellschaftlichen Konflik-
ten zeigen.6 Solche Konflikte beschränken sich 
nicht auf die Bereiche institutionalisierter Poli-
tik, zum Beispiel das Parlament, sondern finden 

4 Politische Kultur bezeichnet dabei die „Maßstäbe und Prinzipien, an Hand derer politische Systeme [, Entscheidun-
gen und Akteure, TL & TL] perzipiert und beurteilt werden“ (Rohe 1990: 334) und die politisches Handeln prägen (vgl. 
Lepsius 1990: 63). Gegenstand der politischen Kultur sind dabei grundlegende Aspekte der Politik, zum Beispiel die 
Frage nach der Geltung demokratischer Prinzipien, und weniger „Einstellungen oder subjektive Orientierungen“ zu 
spezifischen Themen (Rohe 1990: 334).

5 So definiert etwa Alexander (2006: 31) Zivilgesellschaft als „solidary sphere, in which a certain kind of universalizing 
community comes to be culturally defined and to some degree institutionally enforced“.

6 Zur Unterscheidung von gesellschaftlichen Konflikten (Wert-, Verteilungs- und Identitätskonflikten) siehe Kern et al. 
(2017: 9–14).     
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in der Öffentlichkeit und in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Kontexten statt, wobei zivil-
gesellschaftliche Akteure, seien es soziale Be-
wegungen oder Nichtregierungsorganisationen, 
eine zentrale Rolle spielen (Tilly und Tarrow 2015: 
7–10). Die jeweiligen Ansprüche, Ziele und Inte-
ressen sind die Folge verschiedener Werte und 
Ideen, denen sich die Akteure verbunden fühlen 
und die unterschiedliche Mittel nutzen, um diese 
zu artikulieren und letztlich durchzusetzen. Diese 
Ziele, Werte, Ideen und Mittel entsprechen dabei 
nicht zwangsläufig den der Zivilgesellschaft zu-
geschriebenen normativen Qualitäten, beispiels-
weise kann keine grundsätzliche Gewaltlosigkeit 
oder Gemeinwohlorientierung zivilgesellschaft-
lichen Handelns vorausgesetzt werden (vgl. 
Grande 2018: 52; Rucht 2009: 75–79; Tilly und 
Tarrow 2015: 7–10). 

Damit wird keineswegs behauptet, dass Werte, 
Ideen und Normen keine Rolle in der und für die 
Zivilgesellschaft spielen. Vielmehr wird in der 
Zivilgesellschaft beständig um die „moralische 
Regulierung des sozialen Lebens“ (Alexander 
und Smith 1994: 164) gerungen. Die daran be-
teiligten Akteure konkurrieren um Einfluss und 
(Deutungs-)Macht hinsichtlich der Relevanz und 
ggf. Dominanz von spezifischen Werten, Ideen 
und Normen für die Gesellschaft (Alexander 
2006: 37–50). Die Konflikthaftigkeit ergibt sich 
dadurch, dass empirisch oftmals kein Konsens 
über ihre Geltung festzustellen ist, nicht zuletzt 
weil moderne Gesellschaften nicht umfassend 

normativ integriert sind (Alexander 2006: 47). 
Die in der Zivilgesellschaft verhandelten Werte, 
Ideen und Normen bilden jedoch die Grund lage, 
um Handlungsmotive, soziale Beziehungen 
oder gesellschaftliche Institutionen als ‚gut‘ 
oder ‚schlecht‘ zu bewerten, je nachdem ob sie 
den spezifischen Werten, Ideen und Normen der 
Gesellschaft entsprechen oder nicht (Alexander 
2006: 53–67).

In dieser Perspektive ist die Zivilgesellschaft 
analytisch autonom, empirisch weist sie jedoch 
als „intermediate sphere“ (Alexander 1998: 
224) starke Interdependenzen mit anderen ge-
sellschaftlichen Wertsphären (zum Beispiel der 
Politik, der Wirtschaft, etc.) auf und beeinflusst 
über die gesellschaftliche Prägung von Werten, 
Ideen und Normen zugleich das Handeln und 
die Lebensführung der Gesellschaftsmitglieder 
mit (Alexander 1998: 215–216; Alexander 2006: 
33–36; Alexander und Smith 1994: 160–161).7 
Für die vorliegende Studie ist diese Perspektive 
von Bedeutung, weil in der Zivilgesellschaft auch 
die grundlegenden Prinzipien der Demokratie, 
beispielsweise Freiheit, Gleichheit, Solidarität 
und Gerechtigkeit, beständig thematisiert, ge-
gebenenfalls neu in ihrer Bedeutung bestimmt 
und institutionalisiert werden (Alexander 2006: 
37–50). Hierbei werden weder Bedeutungen final 
festgelegt, noch die unterschiedlichen Vorstel-
lungen zwangsläufig in Form eines Konsenses 
zusammengeführt (Kern 2016: 101). Stattdessen 
handelt es sich um dauerhafte Konflikte um die 

7 Hierbei wird keineswegs ein Handlungsdeterminismus durch die Zivilgesellschaft angenommen, da Handeln auch 
von der Persönlichkeit, dem institutionellen Kontext und Interaktionsdynamiken geprägt wird (Alexander 1998: 211). 
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politische Kultur als Teil der kulturellen Grund-
lagen der Gesellschaft, die durch unterschied-
liche Akteure neu aufgegriffen und thematisiert 
werden. In diesem Sinne ist also „die Rolle der 
Zivilgesellschaft […] ambivalent“ (Grande 2018: 
52, Hervorhebung im Original) im Hinblick auf 
die Stärkung der Demokratie oder des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts, je nachdem wie 
demokratische Werte und ihre Geltung für wen 
bestimmt werden (vgl. Alexander 2016: 75).

Die kulturellen Grundlagen der Gesellschaft 
werden auf verschiedenste Weisen und auf un-
terschiedlichen Ebenen geprägt bzw. verändert. 
So werden im Rahmen öffentlicher Kommunika-
tion, sei es innerhalb des politischen Systems 
(zum Beispiel in Parlamenten), in staatlichen 
Institutionen (beispielsweise Gerichten), in 
medialen Diskursen, in der Internetkommuni-
kation oder in der „zivilgesellschaftlichen All-
tagskommunikation“ (Habermas 2012: 164), 
Werte, Ideen und Normen thematisiert, gestützt 
und auch kritisiert (Habermas 2012: 163–165; 
Alexander und Smith 1994). Die sich aus den 
Diskursen entwickelnde öffentliche Meinung ist 
eng verbunden mit kollektivem Handeln in der 
Zivilgesellschaft, seien es Proteste oder ande-
re Formen politischer Partizipation (Habermas 
2012: 169–172; Kern 2008: 155–158). Proteste 
zielen durch die Artikulation von Ansprüchen 
an die Gesellschaft auf die Veränderung der 
öffentlichen Meinung, persönlicher Einstellun-
gen oder politischer Entscheidungen ab (Rucht 

1999: 211–215; Meyer und Tarrow 1998: 4; Tilly 
und Tarrow 2015: 7–8). Es besteht also einer-
seits oftmals ein spannungsgeladenes Verhält-
nis zwischen öffentlicher Meinung und den Zie-
len kollektiven Handelns. Andererseits bedarf 
zivilgesellschaftliches Handeln neben anderen 
Bedingungen auch eines gewissen Ausmaßes 
an Legitimation, zumindest in den dafür rele-
vanten spezifischen Milieus oder Gruppen. Dies 
gilt nicht zuletzt für die Bewegung des autori-
tären Nationalradikalismus, die einen grund-
legenden Wandel der politischen Kultur und 
gesellschaftlichen Ordnung anstrebt und dafür 
auf gesellschaftliche Legitimation und Reso-
nanz („resonance“, Benford und Snow 2000: 
619) angewiesen ist (Heitmeyer et al. 2021: 64–
68).8 Letzteres verweist unter anderem auf die 
konkreten sozialräumlichen Kontexte für zivil-
gesellschaftliche Akteure und ihr Handeln (vgl. 
McAdam und Boudet 2012). 

Für unsere Studie zu den Gefährdungen für Aktive 
in der politischen Bildung sowie über Störungen 
ihrer Tätigkeit durch die Bewegung des autori-
tären Nationalradikalismus sind die sozial-
räumlichen Kontexte von besonderem Interesse 
(vgl. Heitmeyer 1999: 60–62; Heitmeyer et  al. 
2021: 178–195). Zum einen sind die Strategien 
und die Mittel zivilgesellschaftlicher Akteure an 
den spezifischen gesellschaftlichen und kultu-
rellen Kontexten, an den Verbündeten oder den 
relevanten Kontrahent*innen orientiert (Dahren-
dorf 1961: 217–218; Alexander 2006: 229–234; 

8 Resonanz bezeichnet den gesellschaftlichen Widerhall der Deutungen einer Bewegung in einem spezifischen Kontext 
(Benford und Snow 2000: 619–622).
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Tarrow 2015: 86–87; Tilly 1993: 265–266).9 Das 
schließt auch die Ausübung von Gewalt im Rah-
men eines Konflikts mit ein. Wird Gewalt ausge-
übt, dann handelt es sich aufgrund der damit 
artikulierten Ansprüche um politische Gewalt, 
„wenn sie auf die Herstellung oder Veränderung 
gesellschaftlicher Ordnung zielt, oder in diesem 
Sinne gedeutet wird“ (Beck 2020: 1; vgl. Bosi 
und Giugni 2012: 29). Zum anderen zeigen For-
schungen zur Ausbreitung und Institutionalisie-
rung des Rechtsextremismus, dass sich sozial-
räumlich verortbare Konflikte um die kulturellen 
Grundlagen der Gesellschaft auf lokaler Ebene 
als „Raumordnungskämpfe“ (Heitmeyer et al. 
2021: 195–201; vgl. Heitmeyer 1999: 67–72; Bors-
tel und Luzar 2016) erfassen lassen.

Zwischen Aktiven der politischen Bildung und 
der Bewegung des autoritären Nationalradi-
kalismus besteht, so unsere Annahme, ein 
Konflikt um die Geltung demokratischer Idea-
le als Teil ebenjener „Raumordnung“ (Borstel 
und Luzar 2016: 43; vgl. Heitmeyer et al. 2021: 
196). Die Bewegung des autoritären National-
radikalismus hat dabei „Geländegewinne“ 
(Borstel und Luzar 2016) zur Steigerung ihrer 
Wahrnehmung sowie ihres gesellschaftlichen 
und politischen Einflusses zum Ziel, um ihre 
antidemokratischen Vorstellungen hinsichtlich 
der Gestaltung von Politik und Gesellschaft 

durchzusetzen (Borstel und Luzar 2016: 42–43; 
Heitmeyer et al. 2021: 195). Hierbei werden vier 
Konflikttypen unterschieden, die sich je nach 
dem Verhältnis der Konfliktakteure zueinander, 
vor allem hinsichtlich der Stärke der Bewegung 
des autoritären Nationalradikalismus, und der 
daraus sich entwickelnden Konfliktdynami-
ken geordnet sind. Diese beiden Dimensionen 
sind der Ausgangspunkt, um unterschiedliche 
lokale Konfliktkonstellationen zu unterschei-
den (Heitmeyer et al. 2021: 196–201; Heitmeyer 
1999: 68–71; Borstel und Luzar 2016: 41–43; 
vgl. Dahrendorf 1961: 203–207):10 Der Typus 
„Provokationsgewinne“ bezeichnet die Suche 
nach Aufmerksamkeit und Wahrnehmung von 
relativ marginalen rechtsextremen Akteuren. 
Der lokale gesellschaftliche Kontext stimmt 
dabei mit ihren Zielen nicht überein. Zuneh-
mend erstarkte rechtsextreme Akteure streben 
dagegen „Räumungsgewinne“ als weiteren Ty-
pus an, die sich in Form von Bestrebungen zur 
Ausübung „kulturelle[r] Hegemonie“ gegenüber 
anderen Gruppen zeigen (Heitmeyer et al. 2021: 
196). Räumungsgewinne gehen dabei oft mit 
Gewalt gegen spezifische Gruppen einher, die 
als Gegner rechtsextremer Bestrebungen iden-
tifiziert werden (Heitmeyer et al. 2021: 200; 
Heitmeyer 1999: 69). „Raumgewinne“ bezeich-
nen in einem weiteren Typus die Absicherung 
der erzielten Räumungsgewinne, was sich auch 

9 Dahrendorf (1961: 125) spricht bezüglich der Ursachen für Konflikte von „strukturell erzeugten Gegensatzbeziehungen 
von Normen und Erwartungen, Institutionen und Gruppen“. Diese Strukturen bilden den Ausgangspunkt für die Kon-
flikte, können jedoch nicht deren Dynamik erklären (Dahrendorf 1961: 217–218). 

10 Dahrendorf (1961: 203–207) klassifiziert Konflikte anhand des Größenverhältnisses der Konfliktakteure und macht 
damit auf die sich daraus entwickelnden Dynamiken aufmerksam. Dieser Zusammenhang wird in der Typologie der 
Raumordnungskämpfe auch thematisiert (siehe Heitmeyer et al. 2021: 195–201; Heitmeyer 1999: 67–72; Borstel und 
Luzar 2016), weshalb zu diesem Aspekt die beiden Perspektiven im Folgenden verbunden werden.  
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in verstärkter Akzeptanz der weiter erstarken-
den rechtsextremen Akteure im Lokalen zeigt 
(Heitmeyer et al. 2021: 196–197; Heitmeyer 
1999: 69–71). Dies umfasst auch Formen sym-
bolischer Repräsentation und die „Sichtbar-
keit“ (Heitmeyer 1999: 69) rechtsextremer Ak-
teure in der lokalen Öffentlichkeit (Borstel und 
Luzar 2016: 43). „Normalisierungsgewinne“ als 
vierten Typus sind davon gekennzeichnet, dass 
die „rechtsextreme Präsenz vor Ort als normal 
wahrgenommen wird“ (Heitmeyer et al. 2021: 
197; vgl. Heitmeyer 1999: 70). Die Dominanz 
rechtsextremer Akteure basiert dabei nicht zu-
letzt auf Akzeptanz innerhalb der lokalen Ge-
sellschaft und führte zum Wandel ihrer kulturel-
len Grundlagen (Heitmeyer 1999: 70). 

Die Konflikte prägen die gesellschaftliche Ord-
nung und wirken sich auch auf die Arbeitswei-
se und gegebenenfalls die Lebensführung von 
Aktiven in der politischen Bildung als Antago-
nist*innen der Bewegung des autoritären Natio-
nalradikalismus aus. Um dies zu erfassen, un-
tersuchen wir auch ihren Umgang mit den Ge-
fahren und Störungen als Folgen des Konflikts. 
Von Inte resse ist für uns zunächst, welche Mittel 
gegen Aktive der politischen Bildung im Rahmen 
des Konflikts von Seiten der Bewegung des auto-
ritären Nationalradikalismus eingesetzt und, 
konkreter, inwieweit gewaltsame bzw. Mittel der 
„unzivilen“ Konfliktaustragung angewandt wer-

den.11 Diesbezüglich unterscheiden wir zwischen 
physischer Gewalt gegen Aktive in der politi-
schen Bildung, Beleidigungen und Bedrohungen 
ihrer Person sowie Störungen ihrer Tätigkeit: So 
hat physische Gewalt zum Ziel „vorsätzlich die 
körperliche Unversehrtheit eines Menschen zu 
beschädigen“ (Christ und Gudehus 2013: 2; vgl. 
Beck und Schlichte 2014: 12, 36). Beleidigun-
gen, (verbale) Bedrohungen und „hate speech“ 
(Butler 2006: 32) sind dagegen Formen „symbo-
lische[r] Verletzung“ (Herrmann 2013: 110), die 
bestehende Machtverhältnisse widerspiegeln 
oder Dominanz beziehungsweise Ausgrenzung 
anstreben (Butler 2006: 37), ohne die physische 
Dimension der Gewalt. Des Weiteren sind Stö-
rungen der politischen Bildung als Mittel im Kon-
flikt zu unterscheiden (Jugel und Lewerenz 2022: 
8–9). Störungen haben einerseits die grundsätz-
liche Be- bzw. Verhinderung politischer Bildung 
zum Ziel, etwa durch den (angedrohten) Einsatz 
für die Entziehung ihrer finanziellen Grundlagen. 
Andererseits umfasst dies auch Handlungen, die 
die Arbeit der Tätigen in der politischen Bildung 
erschwert, sei es durch Cyberattacken auf Träger-
organisationen oder durch Wortergreifungen im 
Rahmen von Veranstaltungen. Die Störungen 
richten sich somit nicht gegen konkrete Perso-
nen, sondern vornehmlich gegen die Ausübung 
ihrer Tätigkeit. Aufgrund der Unterschiede zwi-
schen den Mitteln untersuchen wir die gesell-
schaftlichen Bedingungen dafür separat. 

11 Solche teilweise gewaltsamen und „unzivilen“ Mittel der Konfliktaustragung in der Zivilgesellschaft sind dabei nicht 
zwangsläufig juristisch strafbar, aber entsprechen überwiegend nicht den gesellschaftlichen Standards. Aufgrund 
dessen werden sie zumeist gesellschaftlich verurteilt (Stack und Alexander 2019: 1–2). Stack und Alexander (2019: 1) 
sprechen in diesem Kontext von „radical acts“, die auf gesellschaftlicher Ebene das Ziel haben „to disrupt, confront, 
and subvert public order“. 
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Die hier skizzierte Perspektive verortet den Kon-
flikt zwischen den Aktiven der politischen Bildung 
und der Bewegung des autoritären Nationalradi-
kalismus somit als Kampf um die kulturelle Ord-
nung in der Zivilgesellschaft, der mit unterschied-
lichen Mitteln auf lokaler Ebene ausgetragen 
wird. Es treffen dabei nicht ‚links‘ und ‚rechts‘ 
aufeinander, sondern die Verteidiger*innen der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung gegen 
eine Bewegung, die diese Ordnung stark modifi-
zieren beziehungsweise abschaffen will.   

2.2 Aktive in der politischen Bildung 
	 als	zivilgesellschaftliche	Akteure

Politische Bildung umfasst in schulischen sowie 
in außerschulischen Kontexten 

 „Bildung, Ausbildung, Bewusstseinsbildung, 
Information, Praktiken und Aktivitäten, deren 
Ziel es ist, Lernende durch die Vermittlung 
von Wissen, Kompetenzen und Verständnis 
sowie der Entwicklung ihrer Einstellungen 
und ihres Verhaltens zu befähigen, ihre de-
mokratischen Rechte und Pflichten in der 
Gesellschaft wahrzunehmen und zu verteidi-
gen, den Wert von Vielfalt zu schätzen und im 
demokratischen Leben eine aktive Rolle zu 
übernehmen, in der Absicht, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu fördern und zu bewah-
ren“ (Europarat 2010: 7). 

Diese Definition verweist auf unterschiedliche 
Lernziele, in deren Zentrum „die Demokratie als 
normative Idee“ steht (Hufer 2016: 22). So ist 
politische Bildungsarbeit nicht „‚wertneutral‘ 
[…], da sie an demokratische Prinzipien (Gleich-
heit, Pluralismus, Menschenrechte, Minderhei-
tenschutz) gebunden ist“ (BMFSFJ 2020: 125; 
vgl. May 2022: 647; Regier 2023: 14). Deshalb 
fungiert die politische Bildung, trotz Unterschie-
den in der spezifischen Ausrichtung und Zielset-
zung, grundsätzlich als „Transmitter für die De-
mokratie“ (Achour 2021: 312), indem sie demo-
kratische Werte, Wissen und Motivation vermit-
telt und wichtige Ressourcen für Bürger*innen 
bereitstellt (Kißler 2007: 80–83; siehe für einen 
konzisen Überblick Kolleck 2022: 41–55). Hier-
bei steht Wissensvermittlung an Individuen zur 
Stärkung ihrer „Mündigkeit“ im Fokus (Kolleck 
2022: 41–44) und, eng damit verbunden, soll 
mittels politischer Bildung die „Demokratisie-
rung der Gesellschaft“ und „die kritische Bewer-
tung der praktizierten gesellschaftlichen Macht- 
und Herrschaftsverhältnisse“ gefördert werden 
(Hufer 2016: 22).12 Politische Bildung ist dabei 
selbst politisch, nicht zuletzt in dem Sinne, dass 
sie sich gegen demokratiefeindliche Vorstellun-
gen und Akteure wendet, um deren Vordringen 
in der Gesellschaft möglichst zu verhindern 
(Achour 2021: 317–319). Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass die politische Bildung insgesamt auf 
die Aufgabe der „extremismuspräventiven De-

12 Über die Rolle der politischen Bildung hinsichtlich ihres Verhältnisses zur Bewahrung beziehungsweise Veränderung 
der Demokratie sowie der gesellschaftlichen Verhältnisse in Deutschland gibt es in der Fachdiskussion kontroverse 
Ansichten, wobei die demokratische Grundausrichtung der politischen Bildung keineswegs in Frage gestellt wird. Für 
einen Überblick der Kontroverse siehe etwa Regier (2023: 51–76) oder May (2021). 
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mokratieförderung“ reduziert werden kann oder 
sollte (Widmaier 2022: 178).13 Vielmehr soll sich 
politische Bildung an alle Menschen richten, da 
antidemokratische Einstellungen inmitten der 
Gesellschaft entstehen (Niehoff 2021: 358).

Mit ihrer grundlegenden Bindung an die Werte 
und Ideale der Demokratie, ergreift die politi-
sche Bildung eindeutig Position hinsichtlich der 
Aushandlung der kulturellen Grundlagen der 
Gesellschaft.14 Die Aktiven in der politischen 
Bildungsarbeit sind damit zentrale Akteure in 
der Zivilgesellschaft, die die Einhaltung von 
Gleichheit, Pluralismus, Menschenrechten, 
Minderheitenschutz etc. fördern, „Demokratie 
als Gesellschaftsform“ (Himmelmann 2018: 37) 
stärken sowie die Herausbildung aktiver und 
kritischer Bürger*innen unterstützen, während 
sie selbstreflexiv bleibt (Lange 2020: 8; Niehoff 
2021: 361; vgl. Alexander 2006: 37–50).15 Die in 
den vergangenen Jahren entwickelte Position 
der reflexiven politischen Bildung richtet den 
Fokus auf die Entwicklung von „Mündigkeit“ 
(Müller 2021: 11): „Wo, wie und wodurch werden 
die Denk-, Handlungs- und Urteilsfähigkeiten 
der Lernenden unterstützt und verstellt?“ (Müller 
und Scaramuzza 2023: 8). Sie berücksichtigt die 
Autonomie der Subjekte und ihre unterschied-
lichen Reaktionen auf Bildungsangebote. Außer-

dem befragt sie eigene normative Annahmen, 
um diese Bildungsangebote besser gestalten 
zu können, jedoch ohne „zum absoluten Rela-
tivismus, zur Beliebigkeit bei[zu]tragen“ (Müller 
2021: 12; vgl. Müller und Scaramuzza 2023: 14). 
Wir nehmen an, dass die Reflexivität sowohl im 
Selbstverständnis als auch in der Arbeitsweise 
der hier untersuchten politischen Bildner*innen 
eine Rolle spielt, wenn sie auf Bedrohungskon-
stellationen reagieren, eben weil sie Teil einer 
vielschichtigen und konfliktreichen Zivilgesell-
schaft sind, die die kulturellen Grundlagen der 
Gesellschaft permanent aushandelt. 

Eine zivilgesellschaftliche Verortung der außer-
schulischen politischen Bildung ergibt sich zu-
dem daraus, dass die dafür zuständigen Organi-
sationen überwiegend dem „Dritten Sektor“ (An-
heier et al. 2000) zuzuordnen sind (Bielenberg 
2016; Kolleck 2022: 119–135).16 Dies trifft umso 
mehr für die vorliegende Studie zu, die Aktive in 
der politischen Bildung in Sachsen untersucht, 
die vornehmlich in Organisationen und Initia-
tiven des Dritten Sektors tätig sind. Denn gera-
de in Reaktion auf die zunehmende Bedrohung 
durch den Rechtsextremismus entstand eine 
Vielzahl von Akteuren der außerschulischen 
poli tischen Bildung in Ostdeutschland (Widmai-
er 2022: 179).

13 Zum Versuch der Steuerung politischer Bildung zum Zweck der Extremismusprävention siehe etwa Widmaier (2022) 
oder Niehoff (2021). 

14 Hierbei folgt die außerschulische politische Bildung jedoch nicht zwingend den Standards der schulischen politi-
schen Bildung, wie dem Beutelsbacher Konsens (Kolleck 2022: 16).

15 In der Zivilgesellschaftstheorie von Alexander (2006) wird die zentrale Bedeutung von Institutionen und Akteuren der 
Bildung nicht thematisiert, obwohl, wie Honneth (2013: 301) hervorhebt, diese für die Reproduktion der kulturellen 
Ordnung der Gesellschaft und der Demokratie eine wichtige Rolle spielen.

16 Der Dritte Sektor zeichnet sich grundlegend dadurch aus, dass die darin tätigen Organisationen weder dem Staat, 
dem Markt noch dem familialen Bereich zuzuordnen und gemeinwohlorientiert sind (Anheier et al. 2000: 74–75).



15

2.3 Die Bewegung des autoritären 
National radikalismus als 

	 zivilgesellschaftlicher	Akteur

Die Studie fragt nach den Gefahren für Aktive in 
der politischen Bildung in Sachsen und fokus-
siert sich dabei auf Akteure mit rechtspopulisti-
schen, völkisch-nationalen, rechtsextremen oder 
antidemokratischen Motiven als deren Ursache. 
Hierbei liegt das Interesse weniger auf einzelnen 
Akteuren oder Gruppen, obwohl sie im jeweili-
gen Kontext klar benennbar sind, sondern auf 
den insgesamt von rechts außen ausgehenden 
Gefahren für Aktive in der politischen Bildung. 
Daher wird im Folgenden eine Perspektive der 
Bewegungsforschung auf Rechtsextremismus 
und/oder Rechtspopulismus in der Gesellschaft 
verwendet (Grumke 2008; Rucht 2002, 2022). 
Demnach wird von einer Bewegung des „auto-
ritären Nationalradikalismus“ (Heitmeyer 2018) 
gesprochen, die unterschiedliche, miteinander 
vernetzte und durch eine geteilte kollektive Iden-
tität verbundene Akteure umfasst.17

  
Der Begriff des „autoritären Nationalradikalis-
mus“ umfasst eine Vielzahl rechtspopulisti-
scher sowie rechtsextremer und zum Teil gewalt-
bereiter Akteure, die im Hinblick auf ihr ideo-
logisches Fundament und ihre politischen Ziele 
große Überschneidungen aufweisen (Heitmeyer 
2018a: 117–118; 2018b: 231–236; Heitmeyer et al. 
2021: 102–144). Charakteristisch für die Bewe-

gung des autoritären Nationalradikalismus ist 
nach Heitmeyer (2018: 118) eine angestrebte 
autoritäre Führung in Politik und Gesellschaft, 
inklusive „hierarchischer sozialer Ordnung“, die 
„Betonung der exzeptionellen Stellung des deut-
schen Volkes“ sowie die Nutzung eines die „ethi-
sche[n] und moralische[n] Grenzen überschrei-
tenden Mobilisierungsstil[s]“. Die angeführten 
Ziele und Mittel des autoritären Nationalradika-
lismus treffen sowohl auf rechtspopulistische als 
auch auf rechtsextreme Akteure zu. Die geteilten 
Überzeugungen (zum Beispiel Antipluralismus, 
Ethnopluralismus) bilden die Basis für die Zu-
ordnung unterschiedlicher Akteure zur Bewe-
gung, die darüber hinaus ein gewisses Maß an 
Vernetzung untereinander aufweisen (Heitmeyer 
2018a: 117–118; vgl. Grumke 2008: 479–481; 
Müller 2017: 42–44). Der autoritäre National-
radikalismus dient somit als Sammelbegriff für 
unterschiedliche Akteure, jedoch sollen damit 
bestehende Unterschiede zwischen ihnen, bei-
spielsweise hinsichtlich ihrer Radikalität oder 
der von ihnen gewählten Mittel (vor allem die 
Frage nach dem Einsatz von physischer Gewalt), 
nicht geleugnet werden (Heitmeyer 2018a: 117–
118). Teil der Bewegung sind etwa sogenannte 
Freie Kameradschaften, Parteien wie die „Alter-
native für Deutschland“ (AfD) und der „III. Weg“, 
Akteure der „neuen“ Rechten (Pfahl-Traughber 
2022: 14) und Bewegungen wie die „Freien Sach-
sen“ (Rippl 2024) oder „PEGIDA“ (Kocyba 2021; 
vgl. Grumke 2008: 481–486).

17 Grundlegend für die Bestimmung ist Rucht und Neidhardts (2007: 634) Definition von sozialen Bewegungen als 
„sozia le Gebilde aus miteinander vernetzten Personen, Gruppe und Organisationen […], die – mehr oder weniger 
gestützt auf kollektive Identitätsgefühle – mit gemeinsamen Aktionen Protest ausdrücken, um soziale bzw. politische 
Verhältnisse zu verändern oder um sich vollziehenden Veränderungen entgegenzuwirken“.
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Die Bewegung des autoritären Nationalradikalis-
mus ist, so unsere Annahme, der zentrale Akteur 
hinsichtlich der „Ausdifferenzierung und Dyna-
misierung rechter Bedrohungsallianzen“ (Heit-
meyer et al. 2021: 266, Hervorhebung im Ori-
ginal), „die sich gegen die offene Gesellschaft 
und die liberale Demokratie richten“ (Heitmeyer 
et al. 2021: 18). Dies erfolgt durch ein „Eindrin-
gen“ und, damit einhergehend, der intendierten 
„Destabilisierung von Institutionen der offenen 
Gesellschaft und der liberalen Demokratie“ 
(Heitmeyer 2018b: 236, Hervorhebung im Origi-
nal). Mit der Präsenz der AfD in Parlamenten und 
der politischen Öffentlichkeit gehen beispiels-
weise Veränderungen in öffentlichen Diskursen 
einher, thematisch sowie auch hinsichtlich einer 
Verrohung des Stils, sodass Störaktionen oder 
gar Gewalt gegen demokratiefördernde Akteu-
re legitimiert werden. Die Bewegung des auto-
ritären Nationalradikalismus greift dazu auch 
vorhandene menschenfeindliche Einstellungen 
in der Bevölkerung auf (Heitmeyer et al. 2021: 
59). In diesem Sinne sind die bereits erwähnten 
Raumordnungskämpfe (siehe Abschnitt 2.1) zu 
verstehen, in denen Aktive der politischen Bil-
dung als institutionelle Stützen der Demokratie 
angegriffen und destabilisiert werden.
   

Die Bewegung des autoritären Nationalradika-
lismus hat im letzten Jahrzehnt an politischer 
Bedeutung und gesellschaftlicher Sichtbarkeit 
gewonnen, nicht zuletzt in Sachsen (Garsztecki 
et al. 2024b: 25–28; Rees et al. 2021: 117–122; 
Rippl 2019: 105–106; vgl. Grande 2018: 55). Auf-
grund ihrer ideologischen Ausrichtung besteht 
ein grundlegender Konflikt zwischen dieser Be-
wegung und der politischen Bildungsarbeit (sie-
he Abschnitt 2.2). Die Bewegung des autoritären 
Nationalradikalismus zielt auf „Geländegewin-
ne“ in lokalen Kontexten ab, die sich durch die 
Einflussnahme auf politische Entscheidungen, 
„Dominanz“ in der Gesellschaft sowie die Norma-
lisierung ihrer Akteure und Einstellungen mani-
festieren (Borstel und Luzar 2016: 42–43). Neben 
dem politischen System ist vor allem die Zivilge-
sellschaft die zentrale Konfliktarena, in der die 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
ihre Legitimität zu steigern beabsichtigt. Dies 
geschieht unter anderem durch Diskursverschie-
bungen oder die Gewinnung von Räumen für die 
Umsetzung ihrer politischen und gesellschaft-
lichen Ziele (vgl. Garsztecki et al. 2024a: 16–18). 
Im Folgenden untersuchen wir, welche Mittel da-
bei verwendet werden und welche gesellschaft-
lichen Kontexte dafür förderlich sind.    
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3 Methodisches Vorgehen 

3.1 Fokus auf Sachsen

Der Freistaat Sachsen wurde für diese Studie 
aufgrund der dort vorherrschenden Bedrohungs-
lage durch den autoritären Nationalradikalismus 
ausgewählt, die im Folgenden skizziert wird.18 

So lassen sich in Sachsen zum Teil „etablier-
te Strukturen der rechten Szene“ feststellen 
(Rippl 2019: 105), was sich etwa an der hohen 
Zahl rechtsmotivierter Gewalttaten zeigt. Eben-
jene Gewalt gegen vermeintliche „politische 
Gegner*innen“ sowie gegen „Nichtrechte und 
Alternative“ blieb in den letzten Jahren auf dem-
selben hohen Niveau (RAA Sachsen e. V. 2023), 
wobei das Niveau in Sachsen durchweg deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt liegt (Backes 
2021: 120). Doch nicht bloß auf den Straßen ist 
der völkische Nationalismus präsent, sondern 
auch im Parlament: In Sachsen erzielte die AfD 
ihr bundesweit stärkstes Ergebniss bei der Bun-
destagswahl 2021 (25,7 Prozent bei den Erst- und 
24,6 Prozent bei den Zweitstimmen, Bundes-
wahlleiter 2021). Bereits zuvor konnte die AfD 
in Sachsen im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern besonders viele Wähler*innen hinter sich 
versammeln (Kailitz 2020: 180). Die Stärke der 
AfD schließt damit an die Wahlerfolge der NPD 
in Sachsen 2004 und 2009 an (Kailitz 2021c: 21). 

Die Wahlergebnisse rechtspopulistischer und 
völkisch-nationaler Parteien sind nicht nur für 
die Zusammensetzung des Parlaments von Be-
deutung, sie dienen auch als Spiegel für der-
artige Einstellungen in der Bevölkerung, die in 
Sachsen weit verbreitet sind (Rees et al. 2021: 
117, 120). Dementsprechend zeigt sich in Wahl-
kreisen mit einem hohen AfD-Stimmenanteil mit 
einer größeren Wahrscheinlichkeit „ein Klima 
der Feindseligkeit gegen soziale Gruppen und 
Menschen“ (Rees et al. 2021: 122), die dem ei-
genen Weltbild nicht entsprechen. 

Die skizzierten gesellschaftlichen und politi-
schen Entwicklungen sind dabei nicht zufällig, 
sondern (teilweise) die Folge des strategischen 
Handelns rechtsextremer Akteure. So identifi-
zierte etwa im Jahr 2019 der Verleger und Pu-
blizist Götz Kubitscheck in Sachsen die größten 
Erfolgschancen für die Ziele des Rechtsextremis-
mus (Nattke 2021: 91). Dieser Wahrnehmung fol-
gend intensivierten rechtsextreme Akteure ihre 
Aktivitäten im Freistaat (Nattke 2021: 91–92). Zu-
dem wurden die Entwicklungen durch eine Ver-
harmlosung des Rechtsextremismus durch die 
seit 34 Jahren die Staatsregierung anführende 
CDU begünstigt (Rippl 2019: 105–106). Engage-
ment gegen Rechtsextremismus wurde etwa als 

18 Zum Ausmaß der Bewegung des autoritären Nationalradikalismus in Sachsen siehe etwa Kailitz (2021a), Backes und 
Kailitz (2020), Garsztecki et al. (2024b) oder den aktuellen Sachsen-Monitor 2023 (Dimap 2024).
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„Linksextremismus“ diffamiert und, passend 
dazu, die politische Bildung über lange Zeit 
kaum finanziell gefördert (Rippl 2019: 106; vgl. 
Achour 2021: 317; Quent 2019: 24).

Aufgrund dieser Ausführungen handelt es sich 
im Falle Sachsens um einen „most-likely case“ 
(Eckstein 1975: 118–119) für die Gefährdungen 
der politischen Bildung von rechts außen.19 Die 
Fallauswahl schwächt dabei nicht die Erkennt-
nisse dieser explorativen Studie, jedoch sind 
die Ergebnisse aufgrund dessen im Hinblick auf 
ihren spezifischen Kontext einzuordnen. Die Si-
tuation der politischen Bildung in Sachsen steht 
somit nicht stellvertretend für ihre Situation in 
Deutschland. Wohl können die Ergebnisse je-
doch als Heuristik für andere Fälle dienen, um 
Muster hinsichtlich der Ursachen für die Gefah-
ren von rechts für Aktive in der politischen Bil-
dung weiterführend zu untersuchen (vgl. Krell 
und Lamnek 2016: 298).

3.2 Datenerhebung und Forschungsdesign

Die Studie stützt sich auf Informationen und 
Daten aus einer standardisierten Online-Erhe-
bung unter Aktiven in der politischen Bildung in 
Sachsen.20 Hierzu wurden zunächst die relevan-
ten Akteure recherchiert, da eine vollständige 
Datenbank zu Organisationen und Trägern politi-
scher Bildung in Sachsen nicht vorliegt. In einem 

ersten Schritt wurden deshalb ausgehend von 
Informationen zu Förderprogrammen für die poli-
tische Bildung, zum Beispiel das „Demokratie 
leben!“-Programm des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
oder „Weltoffenes Sachsen“ des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, relevante Organisa-
tionen und Träger in Sachsen identifiziert. In ei-
nem zweiten Schritt wurde die Liste im Abgleich 
mit Expert*innen aus dem Feld noch erheblich 
erweitert und weitestgehend komplettiert. An-
hand von zwei Auswahlkriterien – die Organisa-
tion ist in Sachsen und in der politischen Bildung 
(vor allem im Bereich Demokratieförderung oder 
Rechtsextremismusprävention) tätig – wurden 
schlussendlich 121 Träger bzw. Organisationen 
ermittelt. Aufgrund der Vielfalt der organisatio-
nalen Basis der politischen Bildung in Sachsen, 
kann die Liste (leider) keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit erheben. Sie erfasst jedoch einen 
Großteil der relevanten Träger. Ebenjene Träger 
und Organisationen sind dabei vornehmlich im 
Dritten Sektor (siehe Abschnitt 2.2) zu verorten.
 
Ausgehend von den Trägern und Organisationen 
wurden die E-Mail-Adressen von 353 Aktiven 
in der politischen Bildung in Sachsen recher-
chiert. In Fällen, in denen dies nicht möglich 
war, zum Beispiel weil keine E-Mail-Adressen 
aufzufinden waren bzw. diese uns auf Nach-

19 Im Falle eines „most-likely case“ erhöhen die Kontexte die Wahrscheinlichkeit für das Vorhandensein des untersuch-
ten Phänomens (Eckstein 1975: 118–119; vgl. Blatter et al. 2018: 282–283). Teile der Fallauswahlkriterien werden in 
den folgenden Analysen hinsichtlich ihrer Bedeutung als womöglich hinreichend oder notwendig untersucht (vgl. 
King et al. 1994: 137).

20 Zur Erhebungsmethode der Online-Erhebung siehe Wagner und Hering (2014).
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frage nicht übermittelt wurden, baten wir die 
Träger bzw. Organisationen den Link zur On-
line-Erhebung an Aktive in der politischen Bil-
dung weiterzuleiten. Wir schätzen, dass letzt-
lich ca. 500 Personen, direkt oder indirekt, die 
Anfrage zur Teilnahme an der Online-Erhebung 
erhalten haben. 
 
Der Online-Fragebogen wurde teilweise unter 
Rückgriff auf existierende Umfragen (beispiels-
weise Freiwilligensurvey 2019; Sommer und 
Ratzmann 2022) entwickelt und teilweise eigen-
ständig konzipiert sowie vor der Datenerhebung 
einem Pretest unterzogen, bevor sie schließlich 
per Einladungslink zwischen dem 26. Mai und 
16. Juni 2023 beantwortet werden konnte. Im Rah-
men des Online-Fragebogens wurden Informa-
tionen zu den teilnehmenden Personen erhoben 
(zum Beispiel Alter, Berufserfahrung, Arbeitsort, 
Motive ihrer Tätigkeit), ebenso wie Informationen 
über selbst erlebte Bedrohungen, Beleidigungen 
und Störungen im Kontext der Tätigkeit in der 
politischen Bildung. Wenn vorhanden, wurden 
bestehende (validierte) Konstrukte inklusive der 
Items aus bestehenden Studien verwendet. Aus-
gehend davon sollte auch der zeitliche Wandel 
des Ausmaßes der Bedrohungen sowie der Stö-
rungen der Arbeit angegeben werden und auch 
der jeweilige Umgang damit beziehungsweise 
welche Maßnahmen ergriffen wurden.  
 
Der Fragebogen der Online-Erhebung wurde 
von 134 Personen nahezu vollständig ausge-

füllt, was einer Rücklaufquote von 26,8 Prozent 
entspricht (ausgehend von den geschätzten 
500 Personen, die eine Einladung zur Teilnahme 
an der Befragung erhalten haben). Somit handelt 
es sich weder um eine Vollerhebung der Aktiven 
in der politischen Bildung in Sachsen, noch um 
eine repräsentative Umfrage. Nichtsdestotrotz 
glauben wir, dass auf Basis der Angaben wich-
tige Informationen über das Ausmaß der Bedro-
hungen von Aktiven in der politischen Bildung 
in Sachsen sowie über die Störung ihrer Arbeit 
gewonnen werden können. Zudem greifen wir, 
vor allem für die Analyse der Kontexte für Be-
drohungen und Störungen der Arbeit, auch auf 
Sekun därdaten aus bereits erfolgten Erhebun-
gen zurück. Diese Daten werden dabei den Fäl-
len auf Grundlage der Angaben zum jeweiligen 
Tätigkeitsort zugeordnet. Im Hinblick auf die 
dafür relevanten Kontexte sowie die Folgen wer-
den Typen ermittelt, die hinreichende und/oder 
notwendige Konstellationen für die Gefahren 
von Aktiven in der politischen Bildung beschrei-
ben und die im Zuge anschließender Forschung 
weiterentwickelt werden können (Lamnek 2005: 
230–231; Ragin 1987: 149; siehe Abschnitt 6). 

Zur Ergänzung der quantitativen Online-Erhe-
bung wurden zehn Leitfadeninterviews mit Akti-
ven in der politischen Bildung geführt.21 Im Fokus 
der Interviews standen die wahrgenommenen 
Ursachen und Kontexte für erlebte Bedrohun-
gen und erfahrene Störungen sowie der jewei-
lige Umgang damit. Die rekrutierten Personen 

21 Bis auf ein Interview fanden sie auf Wunsch der interviewten Personen per Videokonferenz beziehungsweise telefo-
nisch statt und dauerten etwa eine Stunde.
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sollten möglichst langjährig in der politischen 
Bildung aktiv sein, um eine gewisse Expertise für 
das Arbeitsumfeld in verschiedenen Kontexten 
zu besitzen. Mögliche Akteure wurden aus der 
im Rahmen des Projekts recherchierten Liste von 
Aktiven in der politischen Bildung in Sachsen 
ausgewählt und per E-Mail angefragt. Hierbei 
wurde versucht, Personen aus verschiedenen 
Landkreisen mit einzubeziehen. Die Anzahl der 
Interviews ergab sich durch eine zu beobachten-
de empirische Sättigung durch die interviewen-
den Personen (Blatter et al. 2018: 112).
 
Alle interviewten Personen arbeiten bei Trägern 
politischer Bildung, die von staatlichen Mitteln 
mitfinanziert werden. Ihre Zielgruppen beste-
hen aus der Gesamtheit der Bevölkerung, die 
Angebote erreichen Kinder bzw. Schüler*innen, 
Auszubildende, Gruppen in Unternehmen, Ge-
flüchtete und Migrant*innen, oder Senior*innen.

Alle Interviews wurden anhand desselben Leit-
fadens durchgeführt, der mithilfe von Fragen 
die inhaltliche Richtung vorgab, ohne jedoch 
die interviewten Personen hinsichtlich weiterer 

Themen- oder Schwerpunktsetzungen einzu-
schränken (Helfferich 2014: 565–566). Die auf-
gezeichneten Interviews wurden vollständig, 
aber ohne non-semantische Verzögerungslaute 
und Dialektfärbungen transkribiert. Die Texte 
wurden dann systematisch einem qualitativ- 
induktiven Analyseverfahren unterzogen, um 
ausgehend von den Fragestellungen der Studie 
ein Kategoriensystem durch offene Kodierung 
zu erarbeiten, welches das Datenmaterial nach 
empirisch und theoretisch sinnvollen Aspek-
ten ordnet (Mayring 2007: 22). Die Ergebnisse 
aus den Interviews beanspruchen keineswegs 
Repräsentativität, geben aber Einblicke in die 
Situation von Aktiven in der politischen Bildung 
in Sachsen und Plausibilisieren die Ergebnisse 
der Online-Erhebung.
 
Aufgrund des unterschiedlichen methodischen 
Vorgehens ergänzen sich die Daten aus der On-
line-Erhebung und die Informationen aus den 
Leitfadeninterviews wechselseitig und ermög-
lichen damit einen umfassenderen Blick auf die 
Situation der Aktiven in der politischen Bildung 
(Burzan 2016: 40–41; Flick 2007: 44–45).   
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4 Wer sind die befragten Aktiven in der 
 politischen Bildung?

Im nun folgenden Abschnitt gehen wir auf einige 
ausgewählte deskriptive Erkenntnisse aus der 
Online-Erhebung ein, um mehr über die befrag-
ten Personen zu erfahren. Diese Informationen 
bilden den Hintergrund, vor dem die weiteren 
Analyseergebnisse in den folgenden Abschnit-
ten interpretiert werden. 

Die Teilnehmenden an der Umfrage identifizie-
ren sich mehrheitlich als weiblich (59,7  Pro-
zent), zu 32,6 Prozent als männlich und zu 
7,8 Prozent als nicht-binär oder gender-queer. 
Die Befragten sind im Schnitt ca. 38 Jahre alt, 
wobei die Altersspanne von 22 bis 69 Jahren 
reicht (siehe Anhang A). Es handelt sich zudem 
(wenig überraschend) um eine hochgebildete 
Population: 87,2 Prozent der befragten Perso-
nen geben an, über mindestens einen Fach-
hochschulabschluss als höchsten Bildungsab-
schluss zu verfügen (siehe Anhang B). Bemer-
kenswert scheint uns auch, dass die befragten 
Personen ein außerordentliches Maß an zivil-
gesellschaftlichem Engagement aufweisen. So 
geben nur 4,5 Prozent der befragten Personen 
an, nicht in einem Verein, einer Initiative oder 
in einer zivilgesellschaftlichen Organisation 
aktiv zu sein.22 

Zu ihrer Tätigkeit geben die befragten Personen 
an, dass 62,7 Prozent von ihnen hauptsächlich 
in der außerschulischen politischen Bildung, 
13,4  Prozent vornehmlich in der schulischen 
politischen Bildung sowie 23,9 Prozent sowohl 
in der schulischen als auch in der außerschuli-
schen politischen Bildung aktiv sind. Im Mittel 
sind die befragten Personen seit 2014 in der 
politischen Bildung aktiv (siehe Anhang C). Hin-
sichtlich des Ortes ihrer Tätigkeit zeigen sich 
unter den befragten Personen große Unterschie-
de zwischen den Landkreisen (siehe Tabelle 1). 
Ein sehr großer Teil (42,5 Prozent) ist in Leip-
zig und Dresden, den beiden größten Städten 
Sachsens, tätig. Chemnitz als drittgrößte Stadt 
Sachsens ist hingegen mit 7,5 Prozent nicht der-
art prominent vertreten, was noch stärker auf 
einige Landkreise – vor allem Nordsachsen, 
Meißen oder den Vogtlandkreis – zutrifft. Für 
die weiteren Analysen gehen wir aufgrund der 
sehr ungleichen räumlichen Verteilung der be-
fragten Personen nicht weiter auf die konkrete 
Situation der politischen Bildung in einzelnen 
Landkreisen ein. Anhand der Landkreise werden 
in Abschnitt 6 jedoch die Kontextbedingungen 
ermittelt, um die Situation der befragten Perso-
nen zu erfassen und zu untersuchen.

22 Der deutsche Freiwilligensurvey 2019 hat ermittelt, dass 39,7 Prozent der Deutschen freiwillig engagiert sind (Simon-
son et al. 2022: 1). 
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In der Befragung wurden auch die Ziele erfragt, 
die mit der politischen Bildungsarbeit verfolgt 
werden. Hier konnten die Personen zwischen 
verschiedenen Antwortmöglichkeiten wählen 
(siehe Abbildung 1). Da keine einheitlichen Ziel-
vorstellungen und demnach keine validierten 
Konstrukte in der Literatur vorzufinden waren, 
wurden die Antwortmöglichkeiten auf Basis mög-
licher Prinzipien demokratischer Bildung formu-

liert,  die in der politischen Bildungsarbeit eine 
wichtige Rolle spielen (Gloe 2021). Ausgehend 
von der fachlichen Diskussion um die Priorität 
demokratischer Bildung (siehe Abschnitt 2.2) in 
der politischen Bildung sollte die Umfrage hierzu 
Daten liefern. Hinsichtlich der Ziele der befrag-
ten Personen wird deutlich, dass sie grundlegen-
de Merkmale der Demokratie (etwa Grundrechte, 
Pluralität) bewahren bzw. stärken wollen (siehe 

Tabelle 1:
Angaben über den Ort der Tätigkeit in der politischen Bildung in Sachsen

Landkreise in Sachsen Häufigkeit Prozent

Bautzen 11 8,2

Chemnitz 10 7,5

Dresden 27 20,1

Erzgebirgskreis 5 3,7

Görlitz 11 8,2

Leipzig (Stadt) 30 22,4

Kreis Leipzig 11 8,2

Meißen 2 1,5

Mittelsachsen 10 7,5

Nordsachsen 1 0,7

Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 9 6,7

Vogtlandkreis 1 0,7

Zwickau 6 4,5

Gesamt 134 100,0

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. Abweichungen von 100 Prozent beruhen auf Rundungen.
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Abbildung 1). Dazu passt auch, dass der Kampf 
gegen Rechtsextremismus (inklusive Rechts-
populismus) das am häufigsten genannte Ziel 
darstellt. Dies lässt sich möglicherweise mit der 
besonderen Situation in Sachsen erklären (siehe 
Abschnitt 3.1). Dementsprechend wird auch die 
Bewahrung der gesellschaftlichen Pluralität als 
wichtiges Ziel von einem Großteil der befragten 
Personen angegeben. 

Die Stärkung des Bewusstseins für Grund- und 
Menschenrechte sowie der individuellen Mün-
digkeit werden mehrheitlich als Ziele ange-
geben, scheinen aber nicht dieselbe Priorität 
unter den befragten Personen zu besitzen. Die 
Förderung gesellschaftlicher Integration wird 
dagegen nur von einer Minderheit als Ziel an-
gesehen.

 

Wer sind die befragten Aktiven in der politischen Bildung?

Abbildung 1: 
Ziele der befragten Personen in ihrer Tätigkeit in der politischen Bildung in Sachsen 
(Angaben in Prozent)

Die befragten Personen wurden gebeten anzugeben, welche Ziele sie mit ihrer Arbeit verfolgen. Es konnten maximal drei 
Ziele ausgewählt werden. Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
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5 Die Situation der politischen Bildung in Sachsen

Im nun folgenden Abschnitt gehen wir weiter 
auf die deskriptiven Ergebnisse der Online- 
Befragung ein und nehmen die erlebten Gefähr-
dungen – Bedrohungen, Beleidigungen, Stö-
rungen und Gewalterfahrungen – der befragten 
Personen im Rahmen ihrer Tätigkeit in der poli-
tischen Bildung in Sachsen in den Blick (siehe 
Forschungsfrage 1). Zur weiteren Einordnung und 
Erläuterung der Ergebnisse greifen wir auch auf  
Ergebnisse unserer Leitfadeninterviews zurück. 

Die deskriptiven Informationen der Online-Erhe-
bung bilden später die Grundlage für die Ana-
lysen der für die Gefährdungen relevanten Kon-
texte (siehe Abschnitt 6.2). Des Weiteren stel-
len wir deskriptiv unterschiedliche Formen des 
Umgangs mit ebenjenen Vorkommnissen vor, die 
wiederum im Folgenden (siehe Abschnitt 7) noch 
einmal näher untersucht werden.
     
Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse zu den selbst er-
lebten Vorkommnissen der befragten Aktiven in 
der politischen Bildung im Rahmen ihrer Tätig-
keit in Sachsen.23 Über 40 Prozent der befragten 
Personen berichten von mindestens gelegent-
lichen Beleidigungen im persönlichen Gespräch, 
via Tele fon oder E-Mail. Dagegen kommen Hate-
speech und Beleidigungen in sozialen Medi-

en seltener vor, was auf den ersten Blick die 
Annahme einer Dynamisierung der Bedrohung 
von rechts durch das Internet nicht stützt (vgl. 
Heitmeyer et al. 2021: 24–26). Jedoch ist mit zu 
bedenken, dass öffentlich in den sozialen Me-
dien publizierte Beleidigungen und Bedrohun-
gen das Potenzial besitzen, die Hemmschwelle 
für weitere Beleidigungen und Bedrohungen zu 
senken und so zu einer „Ausweitung“ der Bedro-
hung für Aktive in der politische Bildung führen 
können (Heitmeyer et al. 2021: 24–28). 

Etwa 17 Prozent der befragten Personen berich-
ten zudem von mindestens gelegentlichen Ge-
waltandrohungen in persönlichen Gesprächen, 
via Telefon oder E-Mail. Anfeindungen der Familie 
und des persönlichen Umfeldes erlebten 9 Pro-
zent mindestens gelegentlich, während Drohun-
gen, sich für Kürzungen bzw. ein Ende der staat-
lichen Finanzierung der politischen Bildung ein-
zusetzen, von vielen befragten Personen (mehr 
als 60 Prozent) berichtet werden. Die (prekäre) 
Finanzierung der politischen Bildung erweist 
sich somit als Angriffspunkt für die Bewegung 
des autoritären Nationalradikalismus. Dies wird 
auch in den Leitfadeninterviews von allen Inter-
viewpartner*innen eigenständig thematisiert. 
Da die Mittel für die politische Bildungsarbeit 

23 Die Fragen zur Bedrohungslage stammen aus der Studie von Sommer und Ratzmann (2022) und wurden teilweise er-
weitert, um verschiedene Zustände und Prognosen abzufragen.
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größtenteils regelmäßig neu beantragt werden 
müssen und ihre Vergabe abhängig von politi-
schen Gremien und Entscheidungen ist, ist die 
Finanzierung ein naheliegendes Angriffsfeld. 
Entsprechend sehen die befragten Personen 
die Finanzierung in Gefahr, wenn zunehmend 
Vertreter*innen der Bewegung des autoritären 
Nationalradikalismus in Entscheidungsgremien 
(Stadtrat, Landtag, Bundestag etc.) vertreten 
sind. Dies entspricht der diskutierten Strategie 
zur Destabilisierung von Stützen der liberalen 
Demokratie (Heitmeyer 2018b: 236; vgl. Borstel 
und Luzar 2016: 42). Hierzu eine typische Aus-
sage aus einem der Leitfadeninterviews:  

 „[…] das Bedrohungsszenario ist auf einer an-
deren Ebene gestiegen. Durch eine AfD und 
durch die sogenannte Brandmauer oder ja, 
was auch immer, die versuchen ja Einfluss zu 
nehmen, Einfluss auch auf die Entscheidung 
von CDU-Leuten. […] Und dort besteht eine 
große Gefahr, dass aufgebaute Strukturen 
wie unsere, die eben seit 15, 20, 25 Jahren 
Bestand haben, diskreditiert werden und de-
nen die Förderung versagt wird. […]  Wenn wir 
also kein gefördertes Programm haben, dann 
verlieren wir die Angestellten, und die enga-
gieren sich hier nicht mehr.“ (A7)

Gezielte Störungen oder Behinderungen ihrer 
Arbeit, zum Beispiel durch Wortergreifungen bei 
Veranstaltungen oder erzwungene Absagen ge-
planter Veranstaltungen, haben mehr als zwei 
Drittel der befragten Personen schon einmal er-
lebt. Hierbei steht der grundsätzliche Zugang zur 
Öffentlichkeit für die politische Bildung auf dem 

Spiel, die bei Raumordnungskonflikten mit im 
Zentrum steht (vgl. Heitmeyer et al. 2021: 195–
201). Anzeigen gegen Aktive in der politischen 
Bildung beziehungsweise die Drohung damit 
haben etwa ein Viertel der befragten Personen 
erlebt, während Vandalismus und Sachbeschä-
digung von ungefähr 40 Prozent berichtet wird. 

Körperliche Übergriffe und physische Gewalt ha-
ben 81,3 Prozent der befragten Personen noch 
nie im Rahmen ihrer Tätigkeit in der politischen 
Bildung erfahren. Bei den restlichen befragten 
Personen kamen körperliche Übergriffe quanti-
tativ vornehmlich selten vor, was Ergebnissen 
anderer Studien entspricht (vgl. Jugel und Lewe-
renz 2022: 9; Sommer und Ratzmann 2022: 9). 
Auch in den Leitfadeninterviews wurden körper-
liche Bedrohungen und physische Gewalt als 
eher marginal eingeschätzt, obwohl keine der 
interviewten Personen solche Vorfälle ausschlie-
ßen würde. Die gegenwärtige Einschätzung der 
relativen Marginalität von körperlicher Gewalt 
wird vor allem hinsichtlich biographischer Erfah-
rungen plausibel. So verweist eine interviewte 
Person auf die „Baseballschläger-Jahre[…], [in 
denen] […] man eben auf die Fresse gekriegt hat“ 
und ergänzt: „Diese Zeiten sind ja irgendwie vor-
bei“ (A7). 

Die in der Erhebung ermittelte durchaus geringe 
quantitative Bedeutung von körperlichen Über-
griffen soll keineswegs die qualitative Bedeu-
tung physischer Übergriffe für die Betroffenen 
schmälern. Hier anknüpfend ist beispielsweise 
die Wirksamkeit verschiedener getroffener Vor-
sichtsmaßnahmen, die im Verlauf noch disku-

Die Situation der politischen Bildung in Sachsen
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tiert werden, zu berücksichtigen.24 Die geringe 
Fallzahl hat jedoch Konsequenzen für unsere 
weitere Analyse, denn aufgrund dessen können 
wir die Kontexte für physische Gewalt gegen 
Aktive in der politischen Bildung nicht unter-
suchen. 

Der Einsatz von Bedrohungen, Beleidigungen 
und Störungen als Mittel im zivilgesellschaft-
lichen Konflikt weist diesen als unregulierten 
„Kampf“ (Weber 2014: 27) aus (vgl. Kern und 
Pruisken 2018: 32). Diese Art des Konflikts ver-
deutlicht, dass die Bewegung des autoritären 

24 Die Zahl rechter Gewalttaten steigt gegenwärtig an. Hiervon sind migrantisch gelesene, rassifizierte und LGBTIQ-Per-
sonen besonders betroffen. Auch antisemitische Übergriffe nehmen zu. Zunehmend bedrohte Orte sind unter ande-
rem Gedenkstätten und Unterkünfte für Geflüchtete (BMI 2023). 

25 Die Ergebnisse stimmen in ihrem Ausmaß und ihrer Tendenz mit ähnlichen Erhebungen überein, siehe etwa Jugel und 
Lewerenz (2022: 9) oder Sommer und Ratzmann (2022: 9). 

Tabelle 2:
Vorkommnisse im Rahmen der Tätigkeit in der politischen Bildung in Sachsen 
(N = 134, Angaben in Prozent)25

nie selten gelegent-
lich häufig ständig

Beleidigungen im persönlichen 
Gespräch, via Telefon oder via E-Mail 21,6 34,3 31,3 10,4 2,2

Gewaltandrohung im persönlichen 
Gespräch, via Telefon oder via E-Mail 53,0 29,9 11,9 5,2 0

Hatespeech oder Beleidigungen 
im Internet 42,5 30,6 15,7 9,7 1,5

Anfeindungen von Familie oder 
des persönlichen Umfelds 76,9 14,2 7,5 1,5 0

Androhung, die Finanzierung 
zu streichen 38,8 22,4 25,4 8,2 5,2

Hacking oder Cyberattacken 77,6 17,9 3,0 1,5 0

Gezielte Störung oder Behinderung 
der Arbeit 29,1 35,8 30,6 3,7 0,7

Strafanzeigen bzw. die Drohung damit 73,9 20,1 5,2 0,7 0

Sachbeschädigung und Vandalismus 59,7 27,6 8,2 3,7 0,7

Körperliche Übergriffe 81,3 13,4 4,5 0,7 0

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. Abweichungen von 100 Prozent beruhen auf Rundungen.
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Tabelle 3:
Wandel der wahrgenommenen Gefährdung von Aktiven in der politischen Bildung in Sachsen 
(N = 134, Angaben in Prozent)

Wahrnehmung der Gefährdung im Zeitverlauf Anteil 

Verringerung 5,6

Steigerung 48

Gleichbleibend 46,4

Gesamt 100

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 

Die Situation der politischen Bildung in Sachsen

Nationalradikalismus bestehende Grundlagen 
demokratischer, rechtsstaatlicher und „ziviler“ 
Konfliktaustragung nicht teilt, was einer Konflikt-
regelung grundsätzlich entgegensteht (vgl. Gie-
gel 1998: 16–17).

Die in Tabelle 2 angeführten Angaben erfassen 
keinen zeitlichen Wandel der Situation für die 
Aktiven in der politischen Bildung in Sachsen. 
In der Online-Erhebung haben wir die Dynamik 
mittels einer separaten Frage nach dem wahr-
genommenen zeitlichen Wandel der Gefährdung 
ermittelt, wobei wir nicht zwischen den unter-
schiedlichen Vorkommnissen unterscheiden. 
Hierzu geben 48 Prozent der befragten Personen 
an, dass die Gefährdung insgesamt zugenom-
men hat, während 46,4 Prozent sie als gleich-
bleibend berichten (siehe Tabelle 3). Lediglich 
5,6 Prozent der befragten Personen stellen eine 
Verringerung der Gefährdung fest. Aufgrund 
fehlender Vergleichserhebungen lässt sich das 
Ausmaß des Wandels jedoch nicht weiter ein-
schätzen.

In der Online-Erhebung haben wir außerdem offen 
nach konkreten Ereignissen oder Phänomenen 
gefragt, die zur Steigerung der wahrgenomme-
nen Gefährdung beigetragen haben. 75 Personen 
haben dazu Angaben gemacht. 44 Prozent von 
ihnen (N=33) geben als Ursache die gestiegene 
Bedrohung durch Rechtspopulismus und Rechts-
extremismus in Deutschland allgemein an, vor al-
lem der Aufstieg der AfD sowie ein Rechtsruck in 
der Gesellschaft wird genannt. 25 Prozent (N=19) 
verweisen auf persönliche Erlebnisse (vornehm-
lich die erlebte Bedrohung der eigenen Person) 
und für 17 Prozent (N=13) ist die Verschlechterung 
der Situation für die politische Bildung auf ge-
sellschaftliche Ereignisse zurückzuführen – ge-
nannt werden vor allem die Corona-Pandemie und 
die „Flüchtlingskrise“ –  die zur Ausbreitung von 
Verschwörungsdenken beigetragen hätten. Des 
Weiteren verweisen 13 Prozent der befragten Per-
sonen (N=10) auf ihre gesteigerte Sichtbarkeit im 
Zuge der Digitalisierung sowie auf anschwellende 
Konflikte um die Demokratie als ursächlich für die 
Steigerung der Gefährdung.
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Hinsichtlich des Wandels der Gefährdung wur-
de in den Leitfadeninterviews zudem berichtet, 
dass eine zunehmende aggressive Grundstim-
mung in der Bevölkerung spürbar sei, die es 
nahezu unmöglich mache, mit einigen gesell-
schaftlichen Gruppen und Milieus noch in den 
Dialog zu treten. Den Erfahrungen der Befrag-
ten nach sind es vor allem antidemokratische 
und verschwörungsgläubige Ansichten, die zu 
ideologischen Verhärtungen und zum Diskurs-
abbruch führen. 

 

Neben der Art und dem Ausmaß der Gefährdun-
gen haben wir in der Online-Erhebung auch den 
individuellen Umgang damit erfragt (siehe Ab-
bildung 2). 15,4 Prozent der befragten Personen 
geben an, keine Maßnahmen ergriffen zu haben, 
während 14,6 Prozent Maßnahmen zum Schutz 
ihrer Familie durchgeführt haben, was vom Be-
sprechen von Gefahren mit der Familie bis zum 
Wegzug aus Sachsen reicht. 23,8 Prozent haben 
ihr Verhalten im Internet verändert, vor allem, 
um ihre Anonymität zu wahren, und 17,7 Prozent 

Abbildung 2: 
Persönlicher Umgang mit Gefährdungen durch die Tätigkeit in der politischen Bildung 
in Sachsen (N= 130, Angaben in Prozent)

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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Tabelle 4:
Thematisierung möglicher oder tatsächlicher Gefahren im Privaten (N = 127, Angaben in Prozent)

Häufigkeit	der	Thematisierung Angaben 

nie 11,8

selten 27,6

gelegentlich 42,5

häufig 15,0

ständig 3,1

Gesamt 100

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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der befragten Personen haben ihren privaten 
Alltag grundsätzlich angepasst, indem sie etwa 
nachts nicht mehr alleine an ihrem Wohnort un-
terwegs sind. Daneben betrifft der Umgang mit 
den Gefährdungen auch den Berufsalltag in der 
politischen Bildung selbst. So geben 36,2 Pro-
zent der befragten Personen an, dass sie Veran-
staltungen nur noch zu zweit durchführen oder 
Selbstverteidigungskurse besucht haben. Über 
ein Viertel der befragten Personen (25,4 Prozent) 
nutzt Maßnahmen der Psychohygiene, vor allem 
Therapieangebote, und zwei Drittel (66,2  Pro-
zent) tauscht sich über die Gefahren mit Kol-
leg*innen etwa in Form kollegialer Beratung aus.

Anhand dieser Darstellung wird deutlich, dass 
sich für die Aktiven in der politischen Bildung 
nicht bloß ihre Tätigkeit verändert hat, sondern 
auch, dass sie ihr Privatleben und teilweise das 

ihrer Familien an die wahrgenommene gewan-
delte Gefährdungs lage anpassen mussten.   

Um die Bedeutung der Gefährdungen für das Pri-
vatleben nochmals genauer zu erfassen, haben 
wir gefragt, inwieweit diese im Privaten thema-
tisiert und diskutiert werden. Hierzu geben nur 
11,8  Prozent der befragten Personen an, dass 
sie ebendiese Gefahren nie mit ihrem privaten 
Umfeld besprechen. Bei 42,5 Prozent geschieht 
dies zumindest gelegentlich und bei 18,1 Prozent 
von ihnen sogar häufig oder ständig (siehe Ta-
belle 4).    

In Anbetracht der aus der Tätigkeit in der politi-
schen Bildung in Sachsen resultierenden Gefah-
ren und der erlebten Störungen ist es bemerkens-
wert, dass 93 Prozent der befragten Aktiven nicht 
über einen Tätigkeitswechsel nachdenken (siehe 
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Abbildung 3). Dies lässt sich, so eine Vermu-
tung, mit einer hohen intrinsischen Motivation 
der befragten Personen sowie ihren konkreten 
Zielen – vor allem Kampf gegen Rechtsextremis-

mus und die Stärkung grundlegender demokra-
tischer Ideale (siehe Abschnitt 4) – als Ausdruck 
eines „wertrationalen Handelns“ (Weber 2014: 
16–18) erklären. 

Abbildung 3: 
Nachdenken über einen Wechsel der Tätigkeit (N= 123)

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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6 Konstellationen für die Bedrohung, Beleidigung und 
Störung von Aktiven in der politischen Bildung 

Anschließend an die deskriptive Auswertung der 
Informationen aus der Online-Erhebung unter-
suchen wir in diesem Abschnitt die ausschlag-
gebenden Bedingungskonstellationen für die 
Bedrohung und Beleidigung von Aktiven in der 
politischen Bildung in Sachsen (siehe Abschnitt 
6.2.1) sowie für die Störung ihrer Arbeit (siehe 
Abschnitt 6.2.2) auf Ebene der Landkreise (siehe 
Forschungsfrage 2). Die beiden Analysen finden 
separat statt, denn, wie oben bereits dargelegt 
(siehe Abschnitt 2.1), handelt es sich bei Bedro-
hungen und Beleidigungen sowie bei Störungen 
um unter schiedliche Mittel der Bewegung des 
autoritären Nationalradikalismus gegenüber Ak-
tiven in der politischen Bildung.

Der Ausgangspunkt hierfür sind die Angaben der 
befragten Personen aus der Online-Erhebung 
(N=134) zu den von ihnen erlebten Vorkommnis-
sen in ihrer Tätigkeit in der politischen Bildung 
in Sachsen (siehe Tabelle 2). Für die Analyse des 
jeweiligen Ausmaßes an Bedrohung und Beleidi-
gung bzw. der Störung der Tätigkeit der politischen 
Bildung werden zwei Indizes erstellt. Die Indizes 
quantifizieren das jeweils individuell erlebte Aus-
maß an Bedrohungen und Beleidigungen bzw. 
der erlebten Störungen in der politischen Bildung 
anhand der berichteten Häufigkeiten durch die 
befragten Personen (vgl. Schnell et al. 2023: 146). 

Um das Ausmaß der erfahrenen Beleidigun-
gen und Bedrohungen zu erfassen, werden die 
Angaben zu den Fragen nach erlebten Belei-
digungen sowie nach erlebten Gewaltandro-
hungen im persönlichen Gespräch, via Telefon 
oder via E-Mail, nach erlebter Hatespeech oder 
Beleidigung im Internet und nach erlebten An-
feindungen von Familie oder des persönlichen 
Umfelds ausgewertet. Die Angaben zur Häufig-
keit – „nie“, „selten“, „gelegentlich“, „häufig“, 
„ständig“ – werden genutzt, um einen numeri-
schen Index zu erstellen, der darüber Auskunft 
gibt, ob und, wenn ja, wie häufig die befrag-
ten Personen Beleidigungen und Bedrohungen 
ausgesetzt waren.26 Der daraus entstehende 
additive Index Beleidigung und Bedrohung lie-
fert somit Informationen über die Situation der 
Aktiven in der politischen Bildung (vgl. Schnell 
et al. 2023: 151): Der geringste Wert (4) gibt 
an, dass eine Person nie Beleidigungen und 
Bedrohungen erfahren hat (in diesem Fall hat 
die befragte Person zu allen vier Fragen „nie“ 
angegeben). Der höchste Wert (20) wird im 
Index vergeben, wenn die befragte Personen 
bei allen vier Fragen „ständig“ angegeben hat. 
Abbildung 4 zeigt die Häufigkeiten zu den je-
weiligen Indexwerten. Hierbei wird nochmals 
deutlich (vgl. Tabelle 2), dass nur wenige Aktive 
in der politischen Bildung über keine erlebten 

26 Die Angaben werden wie folgt kodiert: „nie“ = 1, „selten“ = 2, „gelegentlich“ = 3, „häufig“ = 4, „ständig“ = 5. 
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Beleidigungen und Bedrohungen berichten (In-
dexwert 4). Zugleich wird ein Indexwert größer 
15 nicht vergeben, was verdeutlicht, dass eine 
Vielzahl der Aktiven in der politischen Bildung 
nicht „ständig“ mit allen Formen von Beleidi-
gungen und Bedrohungen konfrontiert sind. 
Jedoch zeigen Indexwerte ≥10, dass diese Fälle 
der Häufung von Beleidigungen und Bedrohun-
gen empirisch durchaus vorzufinden sind.  

Zur Erfassung des Ausmaßes der erlebten Stö-
rungen der politischen Bildung in Sachsen wird 

ebenfalls auf Basis der Angaben der befragten 
Personen ein additiver Index erstellt. Der In-
dex Störungen der politischen Bildung fasst die 
Angaben zu den Häufigkeiten hinsichtlich er-
fahrener Drohungen zur Streichung ihrer Finan-
zierung, von Hacking oder Cyberattacken, von 
gezielten Störungen oder Behinderungen von 
Veranstaltungen, von (angedrohten) Strafan-
zeigen sowie von Sachbeschädigung und Van-
dalismus zusammen.27 Der geringste Wert (5) 
liegt für eine befragte Person also vor, wenn sie 
durchweg „nie“ angegeben hat. Der Maximal-

27 Die Angaben werden hier ebenso wie folgt kodiert: „nie“ = 1, „selten“ = 2, „gelegentlich“ = 3, „häufig“ = 4, „stän-
dig“ = 5.

28 Die deskriptiven Kennzahlen des Index Beleidigung und Bedrohung sind: Mittelwert = 7,37; Median = 7; Varianz = 7,6; 
Standardabweichung = 2,76.

Abbildung 4: 
Index Beleidigung und Bedrohung: Häufigkeiten (N=134)28

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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wert (25) ist erreicht, wenn alle fünf Indikatoren 
mit „ständig“ beantwortet wurden. Abbildung  5 
zeigt die empirische Verteilung der Indexwer-
te, die zwischen den Werten 5 und 17 rangiert. 
Auch damit wird deutlich, dass nur ein geringer 
Anteil von Aktiven in der politischen Bildung 
über keine Störungen ihrer Arbeit von Seiten 
der Bewegung des autoritären Nationalradika-
lismus berichtet (vgl. Tabelle 2). Zugleich zeigt 
sich, dass erfahrene Häufungen unterschied-
licher Formen von Störungen nicht in großem 
Ausmaß berichtet werden, auch wenn es diese 

Fälle durchaus gibt (siehe etwa die Indexwer-
te ≥11). 

Beide Indizes sind nicht unabhängig voneinander, 
da befragte Personen, die erlebte Beleidigungen 
und Bedrohungen angaben, zu einem großen Teil 
auch Angaben über erlebte Störungen ihrer Tätig-
keit machten. Eine solche Überlappung ist keines-
wegs unplausibel, da sich, so ist anzunehmen, die 
betroffenen Personen sowie die Kontexte für Be-
leidigungen und Bedrohungen sowie die Störung 
der Tätigkeit nicht grundsätzlich unterscheiden.29 
  

29 Die Überschneidung der Angaben („set coincidence“) der Indizes liegt bei 0,686, berechnet auf Basis ihrer kali-
brierten Mengenmitgliedschaften (siehe Abschnitt 6.1 und vgl. Ragin und Fiss 2016: 102).

30 Die deskriptiven Kennzahlen des Index Störungen der politischen Bildung sind: Mittelwert = 8,49; Median = 8; Varianz 
= 7,7; Standardabweichung = 2,78.

Abbildung 5: 
Index Störungen der politischen Bildung: Häufigkeiten (N=134)30

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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Ausgehend von den Indexwerten werden im Fol-
genden die hinreichenden und/oder notwendi-
gen Bedingungen untersucht, die die Kontexte 
für die Bedrohung und Beleidigung von Aktiven in 
der politischen Bildung in Sachsen bzw. die Stö-
rung ihrer Arbeit bilden. Die dazu notwendigen 
Kontextinformationen erfassen wir über die An-
gabe der befragten Personen zum Landkreis ihrer 
Tätigkeit (siehe Abschnitt 4, Tabelle 1). Auf Ebene 
der Landkreise sind für Sachsen (zumeist) die 
von uns als relevant erachteten politischen und 
gesellschaftlichen Informationen und Daten ver-
fügbar, um so die jeweiligen regionalen Kontexte 
zu erfassen, die die Tätigkeit der befragten Perso-
nen in der politischen Bildung prägen. Damit soll 
nicht gesagt werden, dass mittels dieser Perspek-
tive alle potentiell einflussreichen Bedingungen 
und Prozesse für Bedrohungen, Beleidigungen 
und Störungen der politischen Bildung erfasst 
werden – so liegen etwa keine Informationen zu 
den konkreten Situationen und den Interaktions-
dynamiken vor. Jedoch geben die untersuchten 
Kontexte Auskunft darüber, welche gesellschaft-
lichen und politischen Kontexte für die Konflikte 
hinreichend und/oder notwendig sind. 
  
In den beiden Analysen – zu den Kontexten für 
(i) die Beleidigung und Bedrohung von Aktiven 
in der politischen Bildung in Sachsen (siehe 
Abschnitt 6.2.1) und (ii) der Störung ihrer Arbeit 
(siehe Abschnitt 6.2.2) – untersuchen wir acht 
ausgewählte einschlägige Bedingungen auf ihre 
Relevanz (siehe auch Tabelle 5): Bezugnehmend 
auf die Annahmen zur Entstehung „rechter Be-
drohungsallianzen“ von Heitmeyer et al. (2021) 
sowie weiterer Forschung zum Erstarken von 

Rechtsextremismus und Rechtspopulismus ha-
ben wir den Anteil der Ablehnung des demokra-
tischen politischen Systems in der Bevölkerung 
eines Landkreises als eine mögliche Bedingung 
ausgewählt (Heitmeyer et al. 2021: 45; Rucht 
2022: 518; Rydgren 2007: 251–252). Die Opera-
tionalisierung dieser Bedingung erfolgt mittels 
Fragen nach der Bevorzugung einer Diktatur als 
Herrschaftsform sowie der Ablehnung von Plura-
lität im Parteienspektrum. Des Weiteren untersu-
chen wir als Bedingung, ob Rechtsextremismus 
in der Bevölkerung als Problem wahrgenommen 
wird. Ein fehlendes bzw. nur schwach ausgepräg-
tes Problembewusstsein kann als Nährboden für 
die Bewegung des autoritären Nationalradikalis-
mus dienen, der es ihr einerseits erleichtert, das 
Wirken demokratisch-orientierter politischer Bil-
dungsarbeit zu diskreditieren und andererseits 
die eigene gesellschaftliche Normalisierung 
begünstigt (vgl. Heitmeyer et al. 2021: 197–198; 
Borstel und Luzar 2016: 43; Brichzin et al. 2022: 
216).

Darüber hinaus ziehen wir in der Analyse das 
Ausmaß der „gruppenbezogene[n] Menschen-
feindlichkeit in der Bevölkerung“ (Heitmeyer 
et  al. 2021: 59, Hervorhebung hinzugefügt) als 
weiteren Nährboden für die Bewegung des auto-
ritären Nationalradikalismus heran. Gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit zeigt sich in 
einer vorherrschenden „Ideologie der Ungleich-
wertigkeit“, die sich in der Abwertung spezifi-
scher sozialer Gruppen, in Form von Rassismus, 
Antiziganismus, Antisemitismus und der Ableh-
nung von Muslim*innen zeigt (Heitmeyer et al. 
2021: 59; vgl. Rydgren 2007: 251).
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Die Stärke der AfD in den sächsischen Land-
kreisen bei der Bundestagswahl 2021 ist eine 
weitere Bedingung in unserer Analyse. Die AfD 
ist die prominenteste Vertreterin des autoritären 
Nationalradikalismus und nimmt über Mandate 
in Parlamenten auch auf die politische Bildung 
Einfluss, zum Beispiel über parlamentarische 
Anfragen hinsichtlich ihrer Finanzierung (vgl. 
Hentges und Lösch 2021: 134–137). Insofern 
stellen die AfD-Wahlerfolge einen maßgeblichen 
„Geländegewinn“ für die Bewegung des auto-
ritären Natio nalradikalismus dar (Borstel und 
Luzar 2016: 42). Nicht zuletzt auch deshalb, da 
der Aufstieg der AfD spezifische Einstellungen in 
der Bevölkerung legitimiert, etwa die Ablehnung 
der Prinzipien der liberalen Demokratie, und 
die Kultivierung von ‚Feindbildern‘ unterstützt 
(Heitmeyer et al. 2021: 65–66). Eine weitere 
untersuchte Bedingung ist das Ausmaß der be-
obachtbaren Gewalt von rechts gegen vermeint-
liche Gegner*innen. Das Ausmaß der Gewalt 
von rechts in den sächsischen Landkreisen lässt 
Rückschlüsse auf die Existenz und die Militanz 
rechtsextremer Gruppen zu, die politische Ge-
walt als Mittel im Konflikt um „Geländegewinne“ 
einsetzen (Borstel und Luzar 2016: 42–43; vgl. 
Heitmeyer et al. 2021: 67–68). 

Neben diesen fünf genannten gesellschaft-
lichen und politischen Bedingungen, die die 
Stärke der Bewegung des autoritären Natio-
nalradikalismus vermeintlich mitverursachen, 
gehen wir in den Analysen auch noch auf Kon-
texte ein, die spezifisch für die Situation der 
politischen Bildung in Sachsen sind. Hierzu un-
tersuchen wir die bestehenden Infrastrukturen 

der politischen Bildung, um Auskunft darüber 
zu erhalten, ob und gegebenenfalls inwieweit 
eine hohe Repräsentanz von Akteuren der poli-
tischen Bildung Einfluss auf die Konfliktaustra-
gung hat. So lässt sich anhand der relativen 
Zahl von Organisationen beziehungsweise Trä-
ger politischer Bildung pro Einwohner*innen im 
Landkreis das Größenverhältnis der Konfliktpar-
teien näher erfassen, welches die Konfliktaus-
tragung mit prägt (vgl. Rucht 2022: 515). Zudem 
untersuchen wir die in der Bevölkerung beste-
hende Ablehnung von politischer Bildung. Die-
se Angaben lassen Rückschlüsse darüber zu, 
ob die politische Bildung und ihre Aktiven als 
unwichtig in der Bevölkerung angesehen wer-
den, was unter Umständen die Hemmschwelle 
für ihre Beleidigung oder Bedrohung sowie die 
Störung ihrer Tätigkeit als eine Bedingung be-
einflussen kann.

Wir gehen zudem noch auf den jeweiligen Tätig-
keitsbereich in der politischen Bildung – schu-
lisch oder außerschulisch – der befragten Person 
ein. Als achte Bedingung wird deshalb die Tätig-
keit in der außerschulischen politischen Bildung 
untersucht, weil gerade die außerschulische poli-
tische Bildung, im Gegensatz zur schulischen, zu-
meist von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
durchgeführt wird (Bremer und Gerdes 2012: 
684). Dabei werden Aktive der außerschulischen 
politischen Bildung nicht vom institutionellen 
Kontext der Schule geschützt und sind stärker 
in der Zivilgesellschaft als Vertretung demokra-
tischer Werte sichtbar, was zu vermehrten Be-
drohungen, Beleidigungen und Störungen ihrer 
Tätigkeit führen kann.   
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Tabelle 5:
Ausgewählte Bedingungen der Analysen, ihre Operationalisierung und Quellen

Bedingung Operationalisierung Quelle

Ablehnung der Demokratie 
in der Bevölkerung

Das Ausmaß an Ablehnung der Demokratie 
wird anhand der kumulierten Zustimmung 
(Antwortkategorien „Stimme voll zu“ und 
„Stimme eher zu“) auf folgende Fragen er-
hoben: 

Sachsen-Monitor 2021/22: 
Fragen 40.2 und 40.7 
(Dimap 2022: 285–286, 
295–296)31 

„Im nationalen Interesse ist unter be-
stimmten Umständen eine Diktatur die 
bessere Staatsform.“ (Diktatur)
„Was Deutschland jetzt braucht, ist eine 
einzige starke Partei, die die Volksgemein-
schaft insgesamt verkörpert.“ (Partei)

Die Angaben auf Ebene der sächsischen 
Landkreise werden gleichgewichtet kombi-
niert.

Gesellschaftliche Wahrneh-
mung von Rechtsextremis-
mus als Problem

Die gesellschaftliche Wahrnehmung von 
Rechtsextremismus wird anhand des Rangs 
der Antwort „Sorge vor steigendem Rechts-
radikalismus und Ausländerfeindlichkeit“ 
zur Frage „Was ist Ihrer Meinung nach gegen-
wärtig das wichtigste Problem in Sachsen? 
Offene Nennung“ ermittelt.

Sachsen-Monitor 2021/22: 
Frage 24
(Dimap 2022: 104–105)

Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit 
in der Bevölkerung

Die kumulierten Werte von „Stimme voll zu“ 
und „Stimme eher zu“ zu folgenden Aussagen: 

Sachsen-Monitor 2021/22: 
Fragen 42.12, 42.4, 42.10, 
42.11 (Dimap 2022: 323–
324, 335–340)„Die Weißen sind zu recht führend in der 

Welt.“ (Rassismus)
„Juden haben zu viel Macht in der Welt.“ 
(Antisemitismus)
„Muslimen sollte die Zuwanderung 
nach Deutschland untersagt werden.“ 
(Muslimfeindlichkeit)
„Ich hätte Probleme damit, wenn Sinti und 
Roma in meiner Nachbarschaft leben.“ 
(Antiziganismus)

Die Angaben auf Ebene der sächsischen 
Landkreise werden gleichgewichtet kombi-
niert. 

31 Die Daten wurden im Sachsen-Monitor 2021/22 nicht für jeden sächsischen Landkreis erhoben, sondern für die Re-
gionen „Vogtland/Zwickau“, „Chemnitz/Erzgebirge“, „Leipzig/Nordsachsen“, „Dresden/Sächsische Schweiz“ und 
„Oberlausitz“ sowie für die Städte Dresden, Leipzig und Chemnitz (Dimap 2022). Die Angaben zu den Regionen wer-
den für die Analyse auf die damit erfassten Landkreise übertragen.
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6.1 Methodisches Vorgehen der Analysen

Die Analysen der Bedingungen für die Bedro-
hungen und Beleidigungen der Aktiven in der 
politischen Bildung sowie auch für die Störung 
ihrer Arbeit erfolgen mittels einer Qualitative 
Comparative Analysis (QCA) (Ragin 1987).32 QCA 
wurde als Methode ausgewählt, weil sie sich 
für mittlere Fallzahlen eignet und es ermöglicht, 

Stärke der AfD Prozentualer Stimmenanteil der AfD bei der 
Bundestagswahl 2021 in den sächsischen 
Landkreisen.

Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung 
(2023)

Gewalt von rechts Zahl rassistischer und rechtsmotivierter 
Gewalttaten pro 100.000 Einwohner*innen, 
ermittelt für die sächsischen Landkreise.

RAA Sachsen e. V. (2023)

Starke Infrastrukturen der 
poli tischen Bildung

Zahl der Organisationen und Träger politischer 
Bildung pro 100.000 Einwohner*innen, ermit-
telt für die sächsischen Landkreise.

Eigene Recherche 
(siehe Abschnitt 3.2)

Ablehnung von politischer 
Bildung in der Bevölkerung

Das Ausmaß an Ablehnung politischer 
Bildung wird anhand der kumulierten Zustim-
mung zu den Antwortkategorien „weniger 
wichtig“ und „gar nicht wichtig“ auf folgende 
Fragen erhoben: 

Sachsen-Monitor 2021/22: 
Frage 41.9 (Dimap 2022: 
315–316)

„In Deutschland gibt es viele Möglich-
keiten, aktiv die demokratische Ordnung 
in Deutschland zu schützen. Sagen Sie mir 
bitte jeweils, ob Sie die folgenden 
Möglichkeiten für sehr wichtig, wichtig, 
weniger wichtig oder gar nicht wichtig 
halten.
‚Politische Bildungsarbeit für Erwach-
sene.‘“

Tätigkeit in außerschulischer 
politischer Bildung

Angabe zur Frage „In welchem Bereich der 
politischen Bildung sind Sie hauptsächlich 
tätig?“

Online-Erhebung der 
Studie.

Quelle: Eigene Darstellung. 

32 Zu den Grundlagen von QCA siehe auch Schneider und Wagemann (2012: 1–13) oder Buche und Siewert (2015).

unterschiedliche erklärende Bedingungskon-
stellationen zu ermitteln, um dadurch die ver-
schiedenen Kontexte für die politische Bildung 
in Sachsen adäquat zu erfassen. Hierbei zeigen 
ebenjene Konstellationen das Zusammenwir-
ken von Bedingungen auf und erfassen deren 
zeit liche und kausale Interdependenzen (Ragin 
1987: X, 52, 92). Damit handelt es sich bei QCA 
um ein fallorientiertes und strukturentdecken-
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rung bedeutet, dass „die empirische[n] Daten, 
die in eine QCA einfließen sollen, […] zu Men-
gen geformt werden“ (Buche und Siewert 2015: 
392). Hierzu müssen für die zu untersuchenden 
Fälle „Mengenmitgliedschaften“ für jede Bedin-
gung bestimmt werden (Buche und Siewert 2015: 
393). Wir nutzen für unsere Analyse „fuzzy sets“, 
durch die kontinuierliche Mitgliedschaften von 
Bedingungen in Mengen, zum Beispiel Land-
kreise mit starken AfD-Wahlergebnissen, erfasst 
werden können (Zadeh 1965: 339). Mittels fuzzy 
sets lassen sich, im Gegenteil zu einer dicho-
tomen 0-1 Kodierung, empirisch zu beobach-
tende qualitative Unterschiede zwischen den 
für die Analyse ausgewählten Fällen abbilden 
(Zadeh 1965: 338). Die Bestimmung der Men-
genmitgliedschaften erfolgt dabei anhand von 
drei Ankerpunkten, die die volle Mitgliedschaft 
(1), die volle Nicht-Mitgliedschaft (0) sowie den 
Indifferenzpunkt (0,5) angeben (siehe Tabelle 6). 
Ausgehend von den drei Ankerpunkten werden 
die Mitgliedschaften der Fälle zu den Bedingun-
gen ermittelt. Diese Kalibrierungen erfolgen auf 
Basis theoretischer Überlegungen sowie Fallwis-
sen (Schneider und Wagemann 2012: 24–41), in 
unserem Fall erfolgt die Kalibrierung anhand der 
Durchschnittsangaben für Deutschland, um die 
spezifische Situation der politischen Bildung in 
Sachsen im Vergleich zu anderen Bundesländern 
zu erfassen. Für ein paar wenige Bedingungen 
waren jedoch nur die Informationen für Sachsen 
verfügbar. Tabelle 6 zeigt die Ankerpunkte der 
Kalibrierungen der beiden Indizes, die die zu un-
tersuchenden Phänomene erfassen, sowie der 
dafür ausgewählten Bedingungen. 

des Verfahren, das die Rekonstruktion von Kon-
stellationen für die Bedrohung und Beleidigung 
von Aktiven in der politischen Bildung sowie 
die Störung ihrer Arbeit ermöglicht (Ragin 1987: 
166–168). 

Der Vergleich erfolgt auf Basis eines holistischen 
Verständnisses der Fälle als Bedingungskom-
binationen und auf Grundlage mengentheo-
retischer Annahme. Diese ermöglichen es, zwi-
schen trivial-notwendigen, notwendigen und 
hinreichenden Bedingungen für ein zu erklären-
des Phänomen zu unterscheiden (Ragin 1987: 
101; Schneider und Wagemann 2012: 1–8, 57–76, 
144–147). Die mit einer QCA ermittelten Bedin-
gungskonstellationen weisen drei Charakteris-
tika auf: Sie sind erstens äquifinal, das heißt 
es werden mehrere unterschiedliche Konstella-
tionen ermittelt, die das zu untersuchende Phä-
nomen erklären. Zweitens sind sie – wie bereits 
erwähnt – multikausal, das heißt sie erfassen 
das Zusammenwirken von Bedingungen. Und 
drittens sind die mittels QCA herausgearbeite-
ten Bedingungskonstellationen asymmetrisch, 
was bedeutet, dass sie „nicht-linear“ (Buche 
und Siewert 2015: 389) sind und dass eine Be-
dingung je nach ihrer Kombination mit anderen 
Bedingungen sowohl in ihrer Präsenz als auch in 
ihrer Absenz hinreichend für ein zu erklärendes 
Phänomen sein kann (Buche und Siewert 2015: 
389–391; Schneider und Wagemann 2012: 5–8). 
 
Ein zentraler Schritt einer QCA ist die Kalibrie-
rung der zu untersuchenden Phänomene sowie 
der dafür ausgewählten Bedingungen. Kalibrie-
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Tabelle 6:
Informationen zur Kalibrierung

Untersuchte Phänomene Volle	Mitgliedschaft	(1) Indifferenzpunkt	(0,5) Keine	Mitgliedschaft	(0)

Index Beleidigung und 
Bedrohung ≥ 13 5,5 4

Index Störungen der 
politischen Bildung ≥ 14 6,5 5

Bedingungen Volle	Mitgliedschaft	(1) Indifferenzpunkt	(0,5) Keine	Mitgliedschaft	(0)

Ablehnung der Demokra-
tie in der Bevölkerung

(Die Fragen Diktatur und 
Partei, siehe Tabelle 5, 
werden zunächst separat 
kalibriert und anschlie-
ßend mit einer Und-Ver-
bindung kombiniert.33) 

Zustimmung ≥ 9,8 % zur 
Frage Diktatur

Zustimmung ≥ 29 % zur 
Frage Partei

(die Ankerpunkte ent-
sprechen dem doppelten 

Bundesdurchschnitt) 

Zustimmung von 4,9 %
zur Frage Diktatur

Zustimmung von 14,5 % 
zur Frage Partei

(die beiden Ankerpunkte 
entsprechen dem 

Bundesdurchschnitt 
(Decker et al. 2022: 38))

Zustimmung von 0 %
zur Frage Diktatur

Zustimmung von 0 % 
zur Frage Partei

Gesellschaftliche Wahr-
nehmung von Rechts-
extremismus als Problem

Rechtsextremismus als 
eines der drei prioritä-
ren gesellschaftlichen 

Probleme34  
–

Rechtsextremismus 
rangiert auf Rang 4 

als gesellschaftliches 
Problem (oder tiefer) 

Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit 
in der Bevölkerung

(Die Zustimmung zu den 
Aussagen zu Rassis-
mus, Antisemitismus, 
Muslimfeindlichkeit und 
Antiziganismus, siehe 
Tabelle 5, werden zu-
nächst separat kalibriert 
und anschließend mit 
einer Und-Verbindung 
kombiniert.)

Zustimmung ≥ 21,2 % zur 
Aussage Rassismus

Zustimmung ≥ 16,2 % zur 
Aussage Antisemitismus

Zustimmung ≥ 35,2 % zur 
Aussage Muslimfeind-

lichkeit

Zustimmung ≥ 57,2 % zur 
Aussage Antiziganismus

(die Ankerpunkte ent-
sprechen dem doppelten 

Bundesdurchschnitt) 

Zustimmung 10,6 % zur 
Aussage Rassismus

Zustimmung 8,1 % zur 
Aussage Antisemitismus

Zustimmung 17,6 % zur 
Aussage Muslimfeind-

lichkeit

Zustimmung 28,6 % zur 
Aussage Antiziganismus

(die Ankerpunkte ent-
sprechen dem Bundes-

durchschnitt 
(Zick et al. 2019: 71))

Zustimmung 0 % zur 
Aussage Rassismus

Zustimmung 0 % zur Aus-
sage Antisemitismus

Zustimmung 0 % zur 
Aussage Muslimfeind-

lichkeit

Zustimmung 0 % zur 
Aussage Antiziganismus

33 Eine logische Und-Verbindung erfasst die Schnittmenge der jeweiligen Mengenmitgliedschaften der damit kombi-
nierten Bedingungen (Schneider und Wagemann 2012: 328). 

34 Die Mitte-Studie 2020/21 zeigt, dass in allen Einkommensgruppen in Deutschland der Rechtsextremismus als eines 
der drei größten gesellschaftlichen Probleme wahrgenommen wurde (Zick 2021: 27).
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Stärke der AfD ≥ 32,53 % 
(höchster AfD Stim-
menanteil in einem 

Landkreis bei der Bun-
destagswahl 2021)

10,34 %
(AfD Stimmenanteil im 

Bundesdurchschnitt bei 
der Bundestagswahl 

2021)

≤ 2,87 % 
(niedrigster AfD Stim-

menanteil in einem 
Landkreis bei der Bun-

destagswahl 2021)

Gewalt von rechts ≥ 2,78
(der Ankerpunkt ent-

spricht dem doppelten 
Bundesdurchschnitt) 

1,39
(Bundesdurchschnitt 
für rechtsmotivierte 

Gewalttaten pro 100.000 
Einwohner*innen 

(BMI 2023: 7))

0

Starke Infrastrukturen 
der politischen Bildung

≥ 5,26
(der Ankerpunkt ent-

spricht dem doppelten 
Durchschnittswert für 

Sachsen)

2,63
(Durchschnittswert von 
Organisationen und Trä-
ger politischer Bildung 
pro 100.000 Einwoh-

ner*innen in Sachsen)

0

Ablehnung von poli-
tischer Bildung in der 
Bevölkerung

≥ 25 % 16 %
(Durchschnittswert in 

Sachsen)

0 %

Tätigkeit in außerschuli-
scher politischer Bildung

Nur tätig in außerschuli-
scher politischer Bildung –

Nur tätig in schulischer 
politischer Bildung

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die QCA erfolgt mit Hilfe einer Wahrheitstafel, 
die die logisch möglichen Bedingungskombina-
tionen im Hinblick auf ihre empirische Relevanz 
darstellt. Bei der Analyse von fünf Bedingungen 
bildet die Wahrheitstafel alle 32 logisch mög-
lichen Kombinationen ab, die jedoch nicht alle 
empirisch vorzufinden sind (siehe hierzu aus-
führlich Schneider und Wagemann 2012: 91–115). 
Davon ausgehend untersuchen wir in einem ers-
ten Schritt, ob die von uns ausgewählten Be-
dingungen notwendig oder trivial-notwendig für 
die beiden zu erklärenden Phänomene sind. In 
einem zweiten Schritt werden dann die hinrei-
chenden Bedingungskonstellationen dafür er-
mittelt (vgl. zu diesem Vorgehen: Schneider und 
Wagemann 2012: 178–190, 278). Die Leitfaden-

interviews werden dabei zur Interpretation der 
QCA-Ergebnisse heranzogen.   

6.2 Analysen

6.2.1 Bedingungen für die Bedrohung 
 und Beleidigung von Aktiven 
 in der politischen Bildung in Sachsen 
Die Analyse der notwendigen Bedingungen für 
die Bedrohung und Beleidigung von Aktiven in 
der politischen Bildung zeigt, dass eine hohe Zahl 
von Gewalttaten von rechts sowie ein großes Maß 
an Ablehnung der Demokratie in der Bevölkerung 
trivial-notwendig sind. Dies bedeutet, dass die-
se beiden Bedingungen die Unterschiede in der 
Bedrohung und Beleidigung von Aktiven in der 
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politischen Bildung nicht erklären.38 Die Analy-
se ermittelt auch, dass eine starke AfD eben-
falls trivial- notwendig sein könnte. Jedoch ist es 
aufgrund von Informationen aus der Online-Er-
hebung zur Einschätzung der Ursachen für die 
Steigerung der Gefährdung (siehe Abschnitt 5) 
sowie aus den Leitfadeninterviews plausibel, 
eine starke AfD als notwendig für ein hohes Maß 
an Bedrohung und Beleidigung zu verstehen.39    

Die Analyse der hinreichenden Bedingungen er-
folgt somit mit den fünf übrigen Bedingungen 

35 Für die Analyse wurden nur Kombinationen ausgewählt, die zugleich ≥ 10 Fälle und einen raw consistency-Wert ≥ 0,8 
aufweisen. Tabelle 7 zeigt das sparsamste Ergebnis („most parsimonious“) mit einer Abdeckung („solution covera-
ge“) von 0,749 und einer Konsistenz („solution consistency“) von 0,725.

36 Bedingungskonstellation (I) weist folgende Kennzahlen auf: raw coverage = 0,645; unique coverage = 0,518; consis-
tency = 0,812.

37 Bedingungskonstellation (II) weist folgende Kennzahlen auf: raw coverage = 0,229; unique coverage = 0,102; consis-
tency = 0,587.

38 Trivial-notwendige Bedingungen sind zumeist konstant, das heißt es besteht keine/kaum Varianz, die die unter-
schiedlichen Ausprägungen des untersuchten Ergebnisses erklären können (Schneider und Wagemann 2012: 233).

39 So wird von den befragten Personen als eine Ursache für die gestiegene Bedrohung der zugenommene Rechtspopulis-
mus und Rechtsextremismus genannt, etwa der Aufstieg der AfD in Deutschland und der damit einhergehende Rechts-
ruck in der Gesellschaft (siehe Abschnitt 5).

Tabelle 7:
Hinreichende Bedingungskonstellationen für die Bedrohung und Beleidigung von Aktiven 
in der politischen Bildung in Sachsen35 

Bedingungen I36 II37 

Gesellschaftliche Wahrnehmung von Rechts-
extremismus als Problem

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
in der Bevölkerung

Starke Infrastrukturen der politischen Bildung

Ablehnung von politischer Bildung in der Bevölkerung

Tätigkeit in außerschulischer politischer Bildung

       = Bedingung anwesend;          = Bedingung abwesend. 

Quelle: Eigene Darstellung.

und ermittelt zwei Konstellationen (siehe Tabel-
le 7). Die Bedrohung und Beleidigung von Akti-
ven in der politischen Bildung in Sachsen erfolgt 
demnach (I) im Kontext schwach ausgeprägter 
menschenfeindlicher Einstellungen und einer 
starken Infrastruktur der politischen Bildung so-
wie (II) im Kontext außerschulischer politischer 
Bildung in Kombination mit einem geringen 
Problembewusstsein gegenüber Rechtsextre-
mismus in der Bevölkerung. Diese beiden Be-
dingungskonstellationen sind wirksam, wie die 
Analyse gezeigt hat, im Rahmen einer starken 
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AfD im Landkreis als notwendige Voraussetzung. 
Die ausführliche Interpretation der Ergebnisse 
und ihre Einordnung erfolgt in Abschnitt 6.3. 

6.2.2 Bedingungen für die Störung der 
 politischen Bildung in Sachsen
Die Analyse der Bedingungen für die Störung der 
politischen Bildung in Sachsen entspricht dem 
im vorherigen Abschnitt dargestellten Vorgehen. 
Bei der Suche nach notwendigen Bedingungen 
zeigt sich ebenfalls, dass eine hohe Zahl an Ge-
walttaten von rechts sowie ein großes Maß an 
Ablehnung der Demokratie in der Bevölkerung 
trivial-notwendig sind. Somit erklären diese bei-
den Bedingungen nicht die angegebenen Unter-
schiede bei den Störungen der politischen Bil-

dung. Wiederum gilt, dass eine starke AfD eine 
notwendige Bedingung für die Störung der Arbeit 
ist, nicht zuletzt aufgrund der Angaben aus der 
Online-Erhebung (siehe Abschnitt 5) und aus 
den Leitfadeninterviews.

Auch die Analyse der hinreichenden Bedingungs-
konstellationen zeigt dieselben Ergebnisse, wie 
die Analyse zu den erlebten Beleidigungen und 
Bedrohungen. Ausgehend von fünf Bedingungen 
können demnach zwei Bedingungskonstella-
tionen identifiziert werden (siehe Tabelle 8). Die 
berichteten Störungen der politischen Bildung 
lassen sich auf folgende Kontexte zurückführen: 
(III) schwach ausgeprägte menschenfeindliche 
Einstellungen in der Bevölkerung und eine star-

40 Auch hier wurden für die Analyse nur Kombinationen ausgewählt, die zugleich ≥ 10 Fälle und einen raw consistency- 
Wert ≥ 0,8 aufweisen. Tabelle 8 zeigt das sparsamste Ergebnis („most parsimonious“) mit einer Abdeckung („solution 
coverage“) von 0,734 und einer Konsistenz („solution consistency“) von 0,725.

41 Bedingungskonstellation (III) weist folgende Kennzahlen auf: raw coverage = 0,62; unique coverage = 0,496; consis-
tency = 0,796.

42 Bedingungskonstellation (IV) weist folgende Kennzahlen auf: raw coverage = 0,238; unique coverage = 0,113; consis-
tency = 0,620.

Tabelle 8:
Hinreichende Bedingungskonstellationen für die Störung der politischen Bildung in Sachsen40

Bedingungen III41 IV42 

Gesellschaftliche Wahrnehmung von Rechts-
extremismus als Problem

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
in der Bevölkerung

Starke Infrastrukturen der politischen Bildung

Ablehnung von politischer Bildung in der Bevölkerung

Tätigkeit in außerschulischer politischer Bildung

       = Bedingung anwesend;          = Bedingung abwesend. 

Quelle: Eigene Darstellung.
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ke Infrastruktur der politischen Bildung sowie (IV) 
die Tätigkeit in der außerschulischen politischen 
Bildung in Kombination mit einem geringen Pro-
blembewusstsein gegenüber Rechtsextremismus 
in der Bevölkerung. Auch hier sind die beiden Be-
dingungskonstellationen von einer starken AfD im 
Landkreis als notwendige Voraussetzung gerahmt. 

Die Übereinstimmung der Analyseergebnisse ist 
auf das hohe Maß an Überlappung der Anga-
ben der beiden Indizes zurückzuführen (siehe 
Abschnitt 6). Die Interpretation und Einordnung 
dieser Ergebnisse erfolgt im nun folgenden Ab-
schnitt.

6.3 Interpretation und Einordnung 
 der Ergebnisse

Aufgrund der mit der QCA aufgedeckten empiri-
schen Übereinstimmungen in den erklärenden 
Bedingungskonstellationen für die Bedrohung 
und Beleidigung von Aktiven in der politischen 
Bildung in Sachsen sowie der Störung ihrer Arbeit 
interpretieren wir die Analyseergebnisse nicht 
separat. Die darin ermittelten Erkenntnisse zu 
den hinreichenden Konfliktkonstellationen der 
Raumordnungskämpfe dienen uns als Grund-
lage, um zwei Mechanismen zu erarbeiten, die 
die ausschlaggebenden Kontexte für die Bedro-
hung, Beleidigung und Störung von Aktiven in der 
politischen Bildung in Sachsen erklären.43 Wie in 
Abschnitt 2.1 eingeführt, stehen hierbei das Ver-
hältnis der Konfliktakteure zueinander sowie die 
sich daraus entwickelnden Konfliktdynamiken 

als Dimensionen im Fokus, um den jeweiligen 
Typus des Raumordnungskampfes zu identifizie-
ren (Dahrendorf 1961: 203–207; Heitmeyer et al. 
2021: 195–201; Heitmeyer 1999: 67–72; Borstel 
und Luzar 2016). Beide Mechanismen stimmen 
darin überein, dass eine starke AfD eine notwen-
dige Voraussetzung für Bedrohungen, Beleidi-
gungen und Störungen der politischen Bildung 
in Sachsen darstellt.

    
(a)	Mechanismus	1:	Bedrohung,	Beleidigung	
und Störung der politischen Bildung als Mittel 
für Räumungsgewinne der Bewegung des auto-
ritären Nationalradikalismus
Der erste Mechanismus entspricht den ermit-
telten Bedingungskonstellationen I und III (sie-
he Tabellen 7 und 8). Demnach finden Bedro-
hungen, Beleidigungen und Störungen gerade 
in Landkreisen mit nur schwach ausgeprägten 
menschenfeindlichen Einstellungen in der Be-
völkerung in Kombination mit einer starken In-
frastruktur der politischen Bildung statt. 

Für das Verhältnis der Konfliktakteure ist ent-
scheidend, dass trotz der Wahlerfolge der AfD 
die Bewegung des autoritären Nationalradika-
lismus zwar nicht marginal, aber der relativ klei-
nere Konfliktakteur ist. Entsprechend nutzt die 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
Bedrohungen und Beleidigungen von Aktiven 
in der politischen Bildung sowie die Störung 
ihrer Tätigkeit als strategische Angriffe auf die 
gesellschaftliche Mehrheit, die den politischen 
Zielen der Bewegung in ihren Einstellungen kei-

43 Mechanismen geben nach Mayntz (2009: 101, Hervorhebung im Original) an „wie, also durch welche Zwischenschritte, 
ein bestimmtes Ergebnis aus einem bestimmten Satz von Anfangsbedingungen hervorgeht“.
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nen Vorschub leistet. Dabei ist davon auszuge-
hen, dass der Part des relativ kleineren Konflikt-
akteurs die interne Integration und Radikalisie-
rung der Akteure begünstigt (vgl. Coser 1956: 88, 
103; Dahrendorf 1961: 203–207). Hinsichtlich 
der Konfliktdynamik lässt sich schlussfolgern, 
dass die Angriffe der Bewegung des autoritä-
ren Nationalradikalismus somit einerseits nach 
innen der weiteren Konstitution der Bewegung 
dienen. Andererseits entsprechen sie im Rah-
men von Raumordnungskämpfen dem Typus 
der „Räumungsgewinne“ (Heitmeyer et al. 2021: 
196; Heitmeyer 1999: 69) gegen eine lokal stark 
präsente politische Bildung. Die Bedrohungen, 
Beleidigungen und Störungen richten sich dabei 
gezielt gegen Aktive in der politischen Bildung, 
die die Demokratie stützen und deren Ideale und 
Ziele innerhalb der Bevölkerung des Landkreises 
geteilt werden (vgl. Heitmeyer 1999: 71). Die Be-
wegung des autoritären Nationalradikalismus ist 
im Begriff sich zu institutionalisieren, gleichwohl 
ist sie im jeweiligen Landkreis nicht dominant. 

(b)	Mechanismus	2:	Bedrohung,	Beleidigung	
und Störung der politischen Bildung zur Siche-
rung der Raumgewinne der Bewegung des 
autoritäre Nationalradikalismus
Der zweite Mechanismus entspricht den Bedin-
gungskonstellationen II und IV (siehe Tabellen 7 
und 8). Die Bedrohungen, Beleidigungen und 
Störungen der politischen Bildung ereignen sich 
in Landkreisen, deren Bevölkerung vorwiegend 
gleichgültig gegenüber dem Rechtsextremismus 
als einem relevanten gesellschaftlichen Problem 
ist und sie treffen vor allem Tätige im außerschu-
lischen Bereich. 

Hinsichtlich des Verhältnisses der Konfliktak-
teure wirkt die gesellschaftliche Indifferenz 
gegenüber der Gefahr des Rechtsextremismus 
zumindest teilweise legitimierend für die Bewe-
gung des autoritären Nationalradikalismus (vgl. 
Heitmeyer 1999: 69). Im Zuge dessen gleichen 
sich die beiden Konfliktakteure hinsichtlich ihrer 
gesellschaft lichen Unterstützung zunehmend 
an, was auf einen anderen Typus im Raumord-
nungskampf als bei Mechanismus (a) verweist 
(Dahrendorf 1961: 204–206; Heitmeyer et al. 
2021: 196–198). Dass es dabei vor allem Aktive 
in der außerschulischen politischen Bildungs-
arbeit sind, die zum Ziel von Bedrohungen, Be-
leidigungen und Störungen werden, ist auf ihre 
besondere Sichtbarkeit als Stützen einer demo-
kratischen Zivilgesellschaft zurückzuführen (vgl. 
Bremer und Gerdes 2012: 684). 

Innerhalb des zu beobachtenden Mechanismus 
ist die Konfliktdynamik davon geprägt, dass die 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
mit Bedrohungen, Beleidigungen und Störun-
gen der politischen Bildung darauf abzielt durch 
„Raumgewinne […] Räumungsgewinne auf Dau-
er“ zu stellen (Heitmeyer et al. 2021: 196–197, Her-
vorhebung im Original). Dies stellt einen weiteren 
Schritt in Richtung einer Normalisierung der Bewe-
gung des autoritären Nationalradikalismus in der 
Zivilgesellschaft dar (Heitmeyer 1999: 69; Borstel 
und Luzar 2016: 43). Im Gegensatz zu Mechanis-
mus (a) erfolgte ihre Institutionalisierung in die-
sen Fällen also bereits und die Zivilgesellschaft ist 
damit mehr denn je die „Arena“ des Konflikts um 
die Demokratie (Schroeder et al. 2022: 291; Hutter 
und Weisskircher 2023: 405–406).
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7 Folgen von Bedrohungen, Beleidigungen und 
Störungen für die Lebensführung der Aktiven in der 
politischen Bildung 

Als letzter Analyseschritt wird der Umgang der 
Aktiven in der politischen Bildung mit erlebten 
Bedrohungen und Beleidigungen sowie Störun-
gen ihrer Tätigkeit untersucht (siehe Forschungs-
frage 3). So wird empirisch ermittelt, in welcher 
Weise die Tätigkeit in der politischen Bildung 
in Sachsen, und die damit einhergehenden Ge-
fahren, die „Lebensführung“ (Weber 1988: 12) 
der Aktiven prägt. Im Fokus der von Max Weber 
(1988) thematisierten Lebensführung steht der 
jeweils individuelle „Handlungsrahmen, in dem 
die Personen ihre Lebenskonzepte, Bedürfnis-
se und Ansprüche mit den gegebenen Möglich-
keiten, Risiken und Notwendigkeiten permanent 
ausbalancieren“ (Kudera 1995: 8; vgl. Müller 
2020). Dahinter steht unsere Annahme, dass die 
erlebten Beleidigungen, Bedrohungen und Stö-
rungen nicht bloß den Arbeitsalltag der Aktiven 
in der politischen Bildung beeinflussen (siehe 
Jugel und Lewerenz 2022: 12; Sommer und Ratz-
mann 2022: 12–14), sondern darüber hinaus 
auch ihr Privatleben, mithin ihre Lebensführung 
als Ganzes prägen.

Um das Ausmaß und die Art der Beeinträchti-
gung und den Umgang der Aktiven damit zu un-
tersuchen, haben wir eine Clusteranalyse durch-
geführt. Auf dieser Basis können explorativ fünf 
Muster unterschieden werden. Im folgenden 
Abschnitt erläutern wir kurz das Vorgehen der 

Analyse und stellen dann die Ergebnisse sowie 
unsere Interpretation vor. 

    
7.1 Methodisches Vorgehen der Analyse

Um Cluster von Folgen der erlebten Bedrohun-
gen, Beleidigungen und Störungen auf die Le-
bensführung von Aktiven in der politischen Bil-
dung zu ermitteln, werten wir die Angaben zum 
persönlichen Umgang mit Gefährdungen durch 
die Tätigkeit in der politischen Bildung aus (sie-
he Abbildung 2). Die Clusteranalyse wurde als 
Methode ausgewählt, weil es als „ein Verfahren 
der Mustererkennung“ (Wiedenbeck und Züll 
2010: 525, Hervorhebung im Original) genutzt 
werden kann, um ähnliche Fälle explorativ hin-
sichtlich der Folgen für die Lebensführung zu 
identifizieren (Uprichard 2009: 133–134). 

Die Cluster ähnlicher Fälle wurden in einem 
ersten Schritt mit einer hierarchischen Cluster-
analyse (Ward-Agglomerationsverfahren) unter-
sucht, um anschließend nach Ansicht des Den-
dogramms die Clusterzahl zu bestimmen. Eben-
jene Clusterzahl wurde genutzt, um im zweiten 
Schritt mit einer K-Means-Clusteranalyse mög-
lichst intern homogene und relativ divergen-
te Cluster zu ermitteln (Uprichard 2009: 137; 
Wiedenbeck und Züll 2010: 542–546; vgl. Laux 
2022: 276–277).
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7.2 Analyseergebnisse und 
 Interpretation
 
Die Analyse ermittelt insgesamt fünf Cluster, die 
unterschiedliche Folgen für Aktive in der poli-
tischen Bildung erfassen. In Tabelle 9 ist zu-
nächst die relative Größe eines jeden Clusters 
hinsichtlich des Anteils der davon erfassten be-
fragten Personen. Die Cluster sind dabei nach 
dem Ausmaß des Wandels der Lebensführung 
durch Bedrohungen, Beleidigungen und Stö-
rungen geordnet.

Cluster 1 erfasst befragte Personen, die ange-
ben, dass sie keine Maßnahmen aufgrund von 
Bedrohungen, Beleidigungen und Störungen ih-
rer Tätigkeit ergriffen haben. Es handelt sich mit 
23,85 Prozent um die zweitgrößte Gruppe. 

Im größten Cluster 2 versammeln sich Fälle, die 
vor allem mit kollegialer Unterstützung auf die 
Bedrohungen, Beleidigungen und Störungen ih-
rer Arbeit reagieren. In den Leitfadeninterviews 
wurde die Bedeutung des kollegialen Austau-
sches damit begründet, dass man sich so nicht 
nur allein mit den Bedrohungen, Beleidigungen 
und Störungen der Arbeit auseinandersetzen 
müsse: 

 „Da braucht man ja bestimmte Strategien, um 
nicht unglücklich zu werden dann damit, aber 
eine Sache als Maßnahme würde ich jetzt mal 
sehen, sich mit Menschen, die eine ähnliche 
Arbeit machen wie ich, auszutauschen dazu. 
Gemeinsam zu überlegen: Okay, was bedeu-
tet das jetzt für uns, was bedeutet das für 
unsere Arbeit.“ (A10)

Tabelle 9:
Cluster zum Wandel der Lebensführung von Aktiven in der politischen Bildung aufgrund von 
Bedrohungen, Beleidigungen und Störungen ihrer Tätigkeit (Angaben in Prozent)

Cluster Ergriffene	Maßnahmen Größe	des	Clusters	

1 Keine 23,84

2 Kollegiale Unterstützung im Tätigkeitskontext 42,30

3 Steigerung der individuellen Wehrhaftigkeit im Beruf 
und im Privaten 13,10

4 Selbstschutz und Schutz der Privatsphäre 8,46

5 Wandel des beruflichen und privaten Alltags 12,30

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
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Kollegiale Beratung und Supervision sind dabei 
Maßnahmen, die vornehmlich den Tätigkeits-
kontext in der politischen Bildung betreffen, aber 
nicht die Lebensführung als Ganzes. Ein Wan-
del der Lebensführung lässt sich hingegen bei 
den in Cluster 3 versammelten Fällen erkennen. 
Die Steigerung der individuellen Wehrhaftigkeit 
im Beruf und im Privaten bezeichnet ergriffene 
Vorkehrungen zur Steigerung der physischen 
Sicherheit (vor allem die Durchführung von Ver-
anstaltungen durch mindestens zwei Personen 
oder die Organisation von Security-Personal), 
Maßnahmen der Psychohygiene (Therapie und/
oder Reduktion der Arbeitszeit) sowie vermehr-
ten kollegialen Austausch über die Gefährdun-
gen. Gerade die Maßnahmen der Psychohygiene 
weisen auf Belastungen hin, die die berufliche 
Tätigkeit in der politischen Bildung überschrei-
ten und auf andere Lebensbereiche ausgreifen. 

Die mit Cluster 4 erfassten Fälle eint, dass die 
Personen Maßnahmen zum Selbstschutz so-
wie zum Schutz ihrer Privatsphäre als Reaktion 
auf die erlebten Bedrohungen, Beleidigungen 
und Störungen ergriffen haben. Konkret han-
delt es sich um Maßnahmen der Psychohygiene 
(Therapie und/oder Reduktion der Arbeitszeit) 
sowie Vorkehrungen zum Schutz der Familie 
bzw. des sozialen Umfelds, etwa in Form des 
Besprechens möglicher Gefährdungen mit der 

Familie oder das bewusste Nichtnennen der ei-
genen Familie in sozialen Medien. Hieran wird 
deutlich, dass die Gefährdungen weit über den 
Tätigkeitskontext in der politischen Bildung hi-
nausweisen. 

 
Cluster 5 fasst Fälle zusammen, deren Lebens-
führung am stärksten physisch und psychisch 
beeinflusst ist. Die damit erfassten Personen 
treffen Vorkehrungen zur Erhöhung ihrer physi-
schen Sicherheit im Rahmen ihrer Tätigkeit in der 
politischen Bildung (vor allem die Durchführung 
von Veranstaltungen durch mindestens zwei Per-
sonen oder die Organisation von Security-Per-
sonal), tauschen sich mit Kolleg*innen aus und 
verändern Gewohnheiten des privaten Alltags, 
so gehen sie etwa im Dunkeln nicht allein aus 
dem Haus, meiden bestimmte Viertel oder klei-
den sich möglichst unauffällig. Gerade Letzteres 
verweist auf eine spezifische Qualität der wahr-
genommenen Bedrohung. Die davon ausgehend 
ergriffenen Maßnahmen prägen die alltägliche 
Lebensführung stark, indem Routinen geändert 
werden, die alle Lebensbereiche berühren. Sie 
weisen zugleich auf bereits erfolgte erhebliche 
„Geländegewinne“ für die Bewegung des auto-
ritären Nationalradikalismus hin (Borstel und 
Luzar 2016: 43), die auch unmittelbar das Leben 
der Aktiven in der politischen Bildung beein-
trächtigen. 
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8 Fazit

Im Rahmen dieser Studie sind wir dem Ausmaß 
und den Ursachen für Gefährdungen von Aktiven 
in der politischen Bildung in Sachsen durch die 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
nachgegangen. Zusätzlich haben wir einen Blick 
auf den Umgang mit den erlebten Gefährdungen 
im beruflichen und privaten Alltag geworfen. Die 
empirischen Erhebungen und Analysen zeigen, 
dass Aktive in der politischen Bildung in erheb-
lichem Ausmaß Beleidigungen und gar Bedro-
hungen ausgesetzt sind. Körperliche Übergriffe 
spielen dabei glücklicherweise (noch) keine all-
zu große Rolle, wohl aber Störungen der Arbeit. 
Die befragten Personen nehmen größtenteils 
eine Steigerung der Gefahren innerhalb der letz-
ten Jahre wahr, was jedoch bei einer sehr gro-
ßen Mehrheit nicht zu Überlegungen über einen 
Wechsel der Tätigkeit führt.

Die erlebten Bedrohungen, Beleidigungen und 
Störungen sind als Mittel im Konflikt über die 
kulturelle Ordnung der Gesellschaft zwischen der 
Bewegung des autoritären Nationalradikalismus 
und der politischen Bildung zu verstehen, der auf 
lokaler Ebene auch als Konflikt über die Raum-
ordnung ausgetragen wird. Dabei zeigen sich 
zwei unterschiedliche Konfliktmechanismen: 
So werden zum einen von Seiten der Bewegung 
des autoritären Nationalradikalismus Bedrohun-
gen, Beleidigungen und Störungen eingesetzt, 
um sich in der Zivilgesellschaft zu institutio-

nalisieren und Räumungsgewinne zu erzielen. 
Innerhalb dieser Konstellation agieren Akteure 
der Bewegung des autoritären Nationalradika-
lismus aus der Position einer gesellschaftlichen 
Minderheit heraus, während die politische Bil-
dung als Repräsentant*in der gesellschaftlichen 
Mehrheit und demokratischer Werte als Gegner 
angegriffen wird. 

Das Verhältnis der Konfliktakteure stellt sich im 
zweiten ermittelten Konfliktmechanismus anders 
dar. Eine in der lokalen Bevölkerung verbreitete 
Ignoranz gegenüber dem Rechtsextremismus als 
einem gesellschaftlichen Problem wirkt hier im-
plizit legitimierend für die Positionen und Hand-
lungen der Bewegung des autoritären National-
radikalismus. Aus dieser gestärkten Position he-
raus nutzen Akteure der Bewegung Bedrohungen 
und Beleidigungen von Aktiven der politischen 
Bildung sowie Störungen ihrer Tätigkeit, um 
weitergehende Raumgewinne zu erreichen. Sol-
che Raumgewinne dienen dazu, bereits erfolgte 
Räumungsgewinne auf lokaler Ebene zu festigen 
(Heitmeyer et al. 2021: 196–197). Die beiden Me-
chanismen sind somit nicht unverbunden, son-
dern beschreiben einen Prozess, der im ersten 
Mechanismus noch nicht so weit fortgeschritten 
ist wie im zweiten. Schließlich geht die Insti-
tutionalisierung der Bewegung des autoritären 
Natio nalradikalismus ihren weiteren Gelände-
gewinnen in der Zivilgesellschaft voraus.   
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Hinsichtlich des Umgangs mit Bedrohungen, 
Beleidigungen und Störungen konnten wir zei-
gen, dass für eine große Gruppe der befragten 
Personen die Auswirkungen auf ihre Tätigkeit 
in der politischen Bildung beschränkt, aber 
vielfältig vorhanden sind. Der Konflikt mit der 
Bewegung des autoritären Nationalradikalis-
mus betrifft ihre Lebensführung auf vielfältige 
und zum Teil einschneidende Weise. Vor die-

sem Hintergrund ist es für uns durchaus über-
raschend, dass nur sehr wenige Aktive in der 
politischen Bildung über einen Wechsel ihrer 
Tätigkeit nachdenken. Dies ist, so scheint uns, 
unter anderem auf die hohe Bindung an die 
Werte der Demokratie sowie ein hohes Maß 
an Bewusstsein gegenüber den Gefahren des 
autoritären Nationalradikalismus zurückzu-
führen. 

Fazit
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9 Erwartungen von Aktiven in der politischen Bildung

Das gegenwärtig zu beobachtende Bewusst-
sein für die aktuelle Gefährdung der Demo-
kratie und die damit einhergehenden Proteste 
allerorten sind Signale einer lebendigen, de-
mokratisch-orientierten Zivilgesellschaft. Eine 
Stärkung der Demokratie in Deutschland be-
darf jedoch auch der Schaffung und Stärkung 
unterstützender Strukturen inklusive langfristi-
ger Planungssicherheit. Dies gilt insbesondere 
für die politische Bildung, die, wie wir zeigen 
konnten, im Fokus der Aktivitäten der Bewe-
gung des autoritären Nationalradikalismus 
steht und zunehmend unter erschwerten Be-
dingungen aufgrund erlebter Bedrohungen, Be-
leidigungen und Störungen tätig ist. Nicht nur 
der Arbeitsalltag von Aktiven in der politischen 
Bildung ist davon betroffen, sondern auch de-
ren private Lebensführung.  

Die zum Teil schwierige Situation der politischen 
Bildung wurde im Rahmen der geführten Inter-
views mit Aktiven in der politischen Bildung in 
Sachsen immer wieder thematisiert. Abschlie-
ßend fassen wir noch einmal zentrale Anliegen 
zusammen, die in den Interviews geäußert wur-
den. Die genannten Punkte spiegeln die Pro-
blemwahrnehmungen und Erwartungen unserer 
Interviewpartner*innen wider. Sie sind nicht re-
präsentativ, können aber gleichwohl zur Refle-
xion in der Debatte über die Ausgestaltung der 

politischen Bildung als Mittel zur Stärkung der 
Demokratie anregen:

 Ein wichtiges Thema ist die Finanzierung und 
Organisation der politischen Bildung, wobei 
die Sorge besteht, dass die bestehende pre-
käre Finanzierung mittelfristig aufgrund von 
Sparzwängen oder dem Einfluss der AfD noch 
weiter sinken könnte. Die prekäre Finanzie-
rung führt zum einen dazu, dass qualifizierte 
und engagierte Personen die politische Bil-
dung verlassen. Zum anderen ist die Finanzie-
rung der Vielfalt in der politischen Bildung der 
Schlüssel dafür, unterschiedliche Zielgrup-
pen zu erreichen und lokale demokratische 
Strukturen zu stärken. Als hilfreich erachtet 
wird somit die Gewährleistung einer langfris-
tigen finanziellen Unterstützung von Trägern 
der politischen Bildung, was auch die Versteti-
gung wirksamer Maßnahmen miteinschließt, 
statt dem Entzug der Mittel für erfolgreiche 
Projekte. Das geplante Demokratieförder-
gesetz der Bundesregierung könnte Abhilfe 
im Sinne der Aktiven in der politischen Bil-
dung schaffen, um eine langfristige Finanzie-
rung der politischen Bildung zu gewährleis-
ten. Über den Gesetzentwurf wurde jedoch im 
Bundestag aufgrund von Differenzen inner-
halb der Bundesregierung sowie von Wider-
stand durch die parlamentarische Opposition 
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bei Fertigstellung der Studie (Mai 2024) noch 
nicht entschieden (Deutschlandfunk 2024). 

 
 Gegenüber der (Kommunal-)Politik, der Be-

völkerung und der Öffentlichkeit besteht der 
Wunsch nach mehr Vertrauen, Anerkennung 
und Unterstützung in der Zusammenarbeit. 
Die politische Bildung erbringt wichtige Leis-
tungen für die Stärkung der Demokratie und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dies 
könnte stärker anerkannt werden, gerade in 
Zeiten, in denen die politische Bildung von 
rechts vermehrt diffamiert und delegitimiert 
wird. Die Proteste gegen Rechtsextremismus 
zu Beginn des Jahres 2024 könnten ein Start-
schuss für eine stärkere Wertschätzung der 
politischen Bildung sein und, zugleich, die 
Entwicklung eines größeren Problembewusst-
seins gegenüber dem autoritären National-
radikalismus in Politik, Medien und der Be-
völkerung anstoßen. Gegenwärtig (Stand Mai 
2024) wird die zentrale Rolle der politischen 
Bildung in politischen und gesellschaftlichen 
Debatten jedoch kaum thematisiert. 

  
 In der politischen Bildung geht es um die 

Förderung und Stärkung der Demokratie und 

des Pluralismus, und nicht um „links gegen 
rechts“. Die Basis der politischen Bildung 
ist ein demokratisch-humanistisches Selbst-
verständnis, welches im eindimensionalen 
links-rechts-Spektrum nicht zu verorten ist. 
Demokratiefeindlichkeit ist ein Problem, das 
alle Demokrat*innen angeht. Politische und 
mediale Debatten über politische Bildung 
entlang der Koordinaten „links gegen rechts“ 
helfen nur der Bewegung des autoritären 
Nationalradikalismus, indem sie ihr Opfer-
narrativ bedient. Auch die Diskussionen um 
eine „Extremismusklausel“ für Träger der 
politischen Bildung bedienen vornehmlich 
parteipolitische Vorbehalte und spielen da-
mit letztlich vor allem der Bewegung des au-
toritären Nationalradikalismus in die Karten 
(siehe die aktuelle Debatte um das Demo-
kratiefördergesetz, Deutschlandfunk 2024). 
Die links-rechts-Einordnung verschleiert zu-
dem die Vielfalt in der politischen Bildung 
und ihrer Akteure. Die im Rahmen der Stu-
die geführten Interviews zeigten, dass die 
Aktiven in der politischen Bildung vielfältig 
sowie zielgruppengerecht agieren und da-
mit die Komplexität ihrer Aufgaben anerken-
nen.   

Erwartungen von Aktiven in der politischen Bildung
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Anhang A:
Höchste Bildungsabschlüsse (N = 133)

Häufigkeit Gültige Prozente Kumulierte Prozente

Mittlere Reife 1 0,8 0,8

abgeschlossene Lehre 4 3,0 3,8

Fachwirt, Meister 2 1,5 5,3

Fachhochschulreife, Abitur 10 7,5 12,8

Fachhochschul- oder Hochschul-
abschluss 110 82,7 95,5

Promotion 6 4,5 100,0

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.

Anhang B:
Angaben zum Alter (N = 132)

Mittelwert 37,89

Median 36,00

Std.-Abweichung 9,934

Spannweite 47

Minimum 22

Maximum 69

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
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Anhang

Anhang C:
Seit welchem Jahr sind die befragten Personen in der politischen Bildung tätig?

Mittelwert 2014,04

Median 2016,00

Std.-Abweichung 7,002

Spannweite 33

Minimum 1990

Maximum 2023

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
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